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Regelmäßige Fradifdamplerlinien
zwischen Stettin

und allen hauptsächlichen deutschen und aus­
ländischen Häfen der Ost- und Nordsee.

Durchfrachten nach Binnenplätzen und Uebersee. 
Dampfer für Massentransporte in der europäisch. Fahrt.

Spezialschiffe zur Beförderung von langem Eisen. 
Dampfer mit Kiihlräumen für Butter-Transporte usw.

Regelmäßige Passagierdampferlinien
zwischen

Stettin-Tallinn (Reval)—Helsingfors 
Stettin—Tallinn (Reval) - Wiborg 

Stettin—Wisby—Stockholm 
Stettin—Riga

W öchentliche Abfahrten in allen Richtungen.

Bequeme Gelegenheiten zu Rundreisen auf der Ostsee bei 
Benutzung obiger Linien.

Gesellschafts- und Pauschalreisen nach Finnland, Estland, Lettland, 
Schweden, Norwegen.

Auskünfte in allen Fracht- und Passageangelegenheiten sowie 
Fahrpläne durch die Reederei

Rud.Christ.Gribelvltettin
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Die Bedeutung der deutschen Privatversicherung.
Von Generaldirektor Bruno S t i e r i n g e r , Stettin.

So um stritten die theoretische Standortsbestim m ung des V e r­
sicherungsgew erbes in der Volksw irtschaft ist, so einhellig 
ist seine Anerkennung als unentbehrlicher W irtschaftsfaktor. 
Schon v o r dem  W eltkrieg hat ein Sachkenner wie Prof. 
Som bart darauf hingewiesen,' daß der Versicherungsschutz in 
der modernen Verkehrsw irtschaft „schlechthin notwendig für 
°in reibungsloses A rbeiten“ ist, und das gilt aus mancherlei 
Gründen für die heutige deutsche W irtschaft in besonderem 
Maße. D ie politische U nrast in der W elt, W ährungswirren 
^nd H andelsschranken stellen sich dem zwischenstaatlichen . 
Güteraustausch hemmend in den W eg. Für Deutschland aber, 
als typisches Veredelungsland, spielt die Ausfuhr eine gerade­
zu lebensw ichtige Rolle, um auf engem , rohstoffarm em  Raum 
seine wachsende Bevölkerung ernähren und kleiden zu 
können. H ier stützend einzuspringen, ist eine der bedeut­
samsten Aufgaben der Privatversicherung, die als einziger 
der deutschen Versicherungsträger das Auslandsgeschäft b e ­
le ib t  und nachhaltig pflegt. D ie Außenhandelsförderung, 
für die gerade im Ostseeraum  und an den- anderen A usfalls­
toren der deutschen Seeschiffahrt vol’.es Verständnis voraus­
gesetzt werden kann, ist aber nur eine der mannigfachen 
W irkungen, die von den Versicherungseinrichtungen aus­
gehen. U eberblickt man das weite Tätigkeitsgebiet der pri­
vaten Versicherungsunternehm en, so läßt sich grundsätzlich 
eine dreifache sozialw irtschaftliche W irksam keit erkennen. 
Neben die ureigenste Zielsetzung der W agnisabnahm e, wie 
sie der Sicherung eines kontinuierlichen W irtschaftsablaufs 
ünd der Förderung des technischen Fortschrittes dient, tritt 
(ganz besonders in der Lebsnsversicherung) die .volksw irt- 
Schaftlich überaus w ichtige Funktion der" Kapitalsammlung, 
die ihrerseits das Versicherungsgew erbe in den Stand setzt; 
llr* Interesse von Staat und W irtschaft eine m aßgebliche 
Rolle' am Kapitalm arkt zu spielen. Stellt man ferner in R ech ­

nung, daß der Versicherungsschutz durch die Sicherung der 
Preisstabilität auch das volksw irtschaftliche K ostengefiige zu 
beeinflussen geeignet ist, so weitet sich die Stellung der P ri­
vatversicherung als H ilfsgew erbe der W irtschaft über den nur 
subsidiären, zusätzlichen Sinn die'ses O rdnungsbegriffes zu 
einem selbständigen W irtschaftszw eig, der nach den W orten 
des Leiters der Reichsgruppe Versicherungen, D irektor 
Eduard H ilgard, den berechtigten Anspruch erheben kann 
„auf die W ertung als volksw irtschaftlich gem einnützige E in ­
richtung im  besten Sinne des W ortes“ .
W eit mehr a ls  alle theoretischen Betrachtungen vermögen 
aber Zahlen einen B egriff von dem  Geltungsbereich der Pri- 
vatversicherung in ihren vielfältigen, den jew eiligen Bedürf­
nissen der W irtschaft angepaßten Zw eigen zu vermitteln. Die 
Statistik pflegt eine eindeutige und überzeugende Sprache zu 
reden. D eshalb soll sie auch hier zu W ort kom men. Nach 
den neuesten verfügbaren Erhebungen des Reichsaufsichts- 
am tes für Privatversicherung (für Ende 1934) sind in D eutsch­
land 2059 private Versicherungsgesellschaften tätig, von denen 
fast neun Zehntel (1824 U nternehm en) „auf G egenseitigkeit“ 
betrieben werden, während nur 222 Gesellschaften in der 
Aktienform  und 13 auf sonstiger Rechtsgrundlage geführt 
werden. D en beherrschenden Einfluß haben die Gegenseitig- 
lceitsvereine in den landwirtschaftlichen Versicherungszw eigen, 
wo deren allein 923 vertreten sind; in der Lebensversicherung 
sind es 400, in der Krankenversicherung 359. D em gegen­
über stehen in der Feuerversicherung die 85 A ktiengesell­
schaften a n  der Spitze, worauf die Lebensversicherung mit 
54, die sonstigen Sachversicherungszw eige mit 32 und die 
Rückversicherung mit 30 aktienrechtlichen Unternehm en fo l­
gen. Geht man, wie d as in den folgenden beiden U ebersichten 
geschieht, statt von der Betriebszahl vom Geschäftsum fang' 
aus, so ändert sich allerdings das Bild grundlegend.
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Beitragseinnahmen:
(in Mill. RM.)

Direktes Direktes
Inlands* Auslands­ Indirekt.
geachäft geschäft Geschäft InBges.

Aktiengesellschaften (137) * 1132,54 36,37 414,92 1 583,83
Gegenseitigkeits­

gesellschaften (80) 284,51 1,24 4,30 290,08
Sonstige Rechtsformen (451 288,37 1,69 — 290 06
Insgesamt (262) 1 705,45 39,30 419,22 2 163,97
Versicherungsleistungen:

(in Mill. RM.)
Aktiengesellschaften (137) 474,56 21,80 203,80 700,16
Gegenseitigkeits­

gesellschaften (80) 131,96 0,59 2,25 134,80
Sonstige Rechtsformen (45) 233,11 1,51 — 234,62

Insgesamt (262) 839,63 23,90 206,05 1 069,58
* In Klammern die Anzahl der erfaßten Unternehmen.

E s  ergibt sich nämlich, daß über drei Viertel der gesamten 
Prämieneininahmen auf die A ktiengesellschaften entfallen, wäh­
rend die Gegenseitigkeits.- und sonstigen Unternehm en nicht 
ganz je  15o/o auf sich vereinigen. D ieser U nterschied in der 
Einflußsphäre der einzelnen Rechtsform en wird aber noch 
deutlicher, wenn man das Auslands- und indirekte Geschäft 
für sich betrachtet. H ier sind die A ktiengesellschaften 
schlechthin ausschlaggebend, was entsprechende Rückschlüsse 
auf ihre Bedeutung für die deutsche Zahlungsbilanz im Sinne 
der Devisenbeschaffung gestattet. H ier sei noch darauf hin­
gew iesen, daß das Reichsw irtsehaftsm inisterium  die außer­
ordentliche W ichtigkeit der Privatversicherung für den Aus­
landsverkehr und für die Devisenbilanz des R eich es a n ­
erkannt und dieser T atsache bei der Devisengesetzgebung 
Rechnung getragen hat. D em  V ersicherungsgew erbe sind in 
den Devisenvorschriften anerkennensw erter W eise so w eit­
gehende Erleichterungen gew ährt worden, daß es möglich 
war, das Auslandgeschäft und davon besonders das wichtige 
ausländische Rückversicherungsgeschäft unbehindert w eiter zu 
betreiben. N icht viel anders wie beim  Beitragsaufkom m en 
ist die Verhältniszahl hinsichtlich der Entschädigungsleistun­
gen, bei denen rd. 70%  von den V er sicherungs - A ktiengesell­
schaften allein aufgebracht worden sind.

Für die praktische W irksam keit der Privatversicherung kommt 
der rechtlichen Struktur der einzelnen Betriebe naturgem äß 
nur eine untergeordnete R olle  zu, denn der Schutz, die sie 
gew ähren, ist bei aller juristischen Verschiedenheit ihres A uf­
baus gleichw ertig. D em gegenüber vermittelt ein Querschnitt 
durch den Geltungsbereich der w ichtigsten V ersicherungs­
zw eige einen aufschlußreichen Eindruck von der Vielseitigkeit 
der privaten V  ersicherungseinrichtungen. D as hervor­
stehendste Kennzeichen der unten w iedergegebenen tabellari­
schen Zusamm enstellungen ist d as unbestrittene U ebergew icht 
der Lebensversicherung, die im  direkten G eschäft annähernd 
die H älfte  der gesam ten Präm ieneinnahm e auf sich vereint. 
D as besagt, daß das deutsche Volk mit R echt den W ert der 
Persönlichkeit weit höher einschätzt als den von H ab und 
Gut. D ieser soziologische Tatbestand wird überdies dadurch 
bekräftigt, daß nach dem Stande von M itte 1935 rd. 24,5 M il­
lionen Personen oder mehr als jed er dritte Deutsche lebens­
versichert ist. An zw eiter Stelle, gem essen am  B eitragsau f­
kom men, steht d ie Sachschadenversicherung, von der die 
Feuerversicherung den größten Anteil absorbiert. E s  folgen 
die Kranken- und die Rückversicherung, während die land­

wirtschaftlichen Versicherungszw eige trotz ihrer großen B e ­
deutung für die Sicherstellung der Em ährungsgrundlagen 
noch nicht die erw ünschte Verbreitung gefunden haben.

Beitragseinnahinen:
(in Mill. RM.)

Direktes Direktes
Inlands­ Auslands­ Indirekt.
geschäft geschäft Geschäft Insges.

Lebensversicherung (81) * 848,56 19,90 31,45 899,91
Krankenversicherung (38) 321,18 2,10 1,22 324,50
Sachversicherung

einschl. Unfall- und
Haftpflichtversich. (86) 498,20 17,15 102,29 617,64

Landw irtschaftliche
Versicherung (30) 36,15 0,13 0,75 37,03

Rückversicherung (27) 1,38 0,03 283,51 284,92

Insgesamt (262) 1 705,47 39,31 419,22 2 164,U0

Versicherungsleistungen
(in Mill. RM.)

Lebensversicherung (81) 363,19 11,51 17,15 391,85
Krankenversicherung (38) 244,41 1,73 0,86 247,00
Sachversicherung

einsehl Unfall- und
Haftpflichtversich. (86) 210,12 10,56 48,63 269,31

Landw irtschaftliche
Versicherung (30) 21,04 0,08 0,47 21,59

Rückversicherung (27) . 0,87 0,02 138,94 139,83
Insgesamt (262) 839,63 23,90 206,05 1 069,58
* In Klammern die Anzahl der erfaßten Unternehmen.

Eine gesam te jährliche Prämieneinnahme von über 2 M il­
liarden RM . läßt die weitreichende Geltung der deutschen 
Privatversicherung deutlich erkennen. Annähernd die H älfte 
dieser Beitragssum m e ist unmittelbar für Versicherungsleistun- 
gen verwendet worden, während der nach Abdeckung der 
U nkosten verbleibende T eil im  wesentlichen den Rücklagen 
zur Befriedigung künftiger Ansprüche zugeführt wurde. E s 
wäre nun aber irrtümlich, anzunehmen, daß die nicht sofort 
benötigten Spargelder etwa brach liegen ; sie werden vielmehr 
in vollem U m fange direkt oder indirekt dem Staat und ■ der 
W irtschaft zur Verfügung gestellt.

Mit diesem  Hinweis ist bereits der zweite wichtige A ufgaben­
kreis der Privatversicherung berührt, dessen Größenordnung 
durch eine Kapitalanlage von über 4 Milliarden RM . g e ­
kennzeichnet wird. U nter den wichtigsten (nachstehend zu­
sam m engefaßten) W ertschriften springt d er \veitaus über­
w iegende Anteil der H ypotheken in die Augen, wobei es 
weiter nicht überrascht, daß die Lebensversicherung ent­
sprechend dem langfristigen Charakter ihres G eschäfts über 
8 0 %  dieser Ausleihungen auf sich vereinigt. D ie Quote der 
hypothekarischen Ausleihungen der privaten Lebensversiche­
rungsgesellschaften am gesam ten organisierten R e a lk re d it 
überschreitet denn auch bereits den Vorkriegssatz und macht 
mehr a l s  die H älfte  des Anteils der privaten Hypotheken- 
A ktienbanken aus. In jüngster Zeit hat sich nun aber der 
W ertpapierbestand zunehmend erw eitert, was in erster Linie 
mit der U nterstützung des staatlichen Finanzbedarfs in Zu­
sammenhang steht, während die gleichzeitige Zunahme der 
D arlehen an öffentlich-rechtliche K örperschaften (Ende 1934: 
rd. 336 Mill. R M .) sich aus der Förderung verschiedener 
A rbeitsbeschaffungsm aßnahm en erklärt. *
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Alle Zweige Lebensversicherung
(in Mill RM.)

1924 1934 1924 1934
Kapitalanlagen 428,92 4 843,23 128,06«) 4 065,67 oo) 

Davon:
Hypotheken 80,13 2 458,31 53,19 2 314,73
W ertpapiere 7 7 ,9 3 *) 951,30 * * )  15,25 f) 710,02 f  f )
Grundbesitz 175,21 434,43 50,58 255,31

Die vorstehende Zahlentafel bietet aber nicht nur einen 
U eberblick über die Gliederung der Kapitalbestände, sie 
zeigt zugleich, wie d ie Privatversicherung in zehnjänriger 
zäher Aufbauarbeit es verstanden hat, in progressiv ansteigen­
dem Um fang die von ihr angesam m elten Sparkapitalien der 
W irtschaft dienstbar zu machen. D ie gesam ten K apitalanlagen 
haben sich seit 1924 etwa verzehnfacht, und die H ypotheken­
darlehen erreichen fast den dreißigfachen B etrag !
Trotz des beschränkten Rahm ens dieses A rtikels darf eine 
kurze A ngabe über die Zahl der in der Privatversicherung 
tätigen Personen nicht unterbleiben, obw ohl es sich hierbei 
nur um Schätzungen handeln kann, weil die letzte B etrieb s­
zählung im  Ju n i 1933 stattfand. Seitdem  sind aber bei den 
Privatversicherern Personalverm ehrungen in bedeutendem 
Ausmaß zu verzeichnen. Ausgehend von den Feststellungen 
im Juni 1933 glaube ich die Zahl der bei den Privat Versiche­
rungs-Unternehmungen beschäfdgten Volksgenossen auf 48 000 
bis 50 000 nicht zu hoch einzuschätzen. Dazu kom men noch 
die in der Versicherungsverm ittlung tätigen Personen mit 
rund 20 000 ohne das große H eer der nebenberuflich w irken­
den Agenten, deren Zahl jedoch bisher durch keine Statistik  
einwandfrei erm ittelt worden ist. Ich  glaube dabei über 
die Schätzung m eines Kollegen, G eneraldirektor E dgar 
S c h n e l l ,  hinausgehen und mich mehr den früheren A n­
gaben des Reichsm inisters a. D. Dr. jur. K urt S c h m i t t  
anschließen zu können, wenn ich die Zahl der nebenberuf­
lichen Verm ittler auf ca. 400 000 schätze.
Man würde indessen der wahren Bedeutung der Privatver­
sicherung nicht gerecht werden, wollte man über den im po­
santen Zahlen, die zum Verständnis der wirtschaftlichen und 
rechtlichen Struktur gew iß unentbehrlich sind, jene großen

*) Ohne 76,31 Mill. RM . A ktien; **) ohne 139,43 Mill. RM .
Aktien; o) einschl. K rankenversicherung; oo) ausschließlich 
74,49 Mill. RM . K rankenversicherung; f )  ohne 0,82 Mill. RM . 
Aktien; f f )  ohne 107,90 Mill. RM . Aktien.

Erziehungsaufgaben vergessen, die aus dem B egriff der G e­
fahrengem einschaft hergeleitet werden müssen. E s  mag schon 
zutreffen, daß in einer zurückliegenden E poche die alleinige 
rationale Erw ägung der Sicherung des e i n z e l n e n  beim 
Versicherungsnehm er vorgeherrscht hat. Mit dem  D urchbruch 
der nationalsozialistischen W eltanschauung ist auch das V er­
sicherungswesen zu seinem eigentlichen Ursprung zurück­
geführt worden. D er Grundsatz, von dem der V ersicherungs­
gedanke seinen Ausgang genom men hat, steht heute wieder 
im M ittelpunkt jed er Betrachtung: „Alle für einen, einer für 
a lle !“ D ie dreifache sittliche G rundlage: Gem einschaft, Treue 
und Opfer ist aber auch die U rsache dafür gew esen, daß die 
Privatversicherung sich in besonderem  M aße a ls krisenfest 
erwiesen und alle Stürm e der N achkriegszeit erfolgreich über­
standen hat. U nd wenn das private V ersicherungsgew erbe 
allen und gew iß nicht geringen Anfeindungen zum T rotz  sich 
als ein m ächtiger Pfeiler der deutschen Volksw irtschaft 
erhalten hat und a ls solcher aus ihr nicht m ehr hinw eg­
gedacht werden kann, so m öchte ich zum Schluß als Antwort 
an alle Zw eifler wiederholen, was aus Anlaß des kiirzlichen 
Jubiläum s der Reichsverbandes der Privatversicherung dessen 
verdienstvolles Präsidialm itglied, Geheim rat D r. Lippert, in 
seinem Festvortrag mit Recht herausgestellt h a t: „D as fo rt­
schreitende Leben der Nation bringt im m er neuen Bedarf 
an Schutz hervor, dessen Befriedigung wiederum im m er neue 
technische W ege erfordert. Zudem ist die ethische Aufgabe 
des privaten Versicherungsw esens, die Selb  st Verantwortung 
des einzelnen M enschen herzustellen und zu stärken und ihm 
klarzum achen, daß es seine sittliche P flicht ist, sich im  In ­
teresse der V olksgem einschaft gegen die Gefahren des tä g ­
lichen L ebens so gut zu schützen, wie seine soziale Stellung 
innerhalb der Volksgem einschaft es erlaubt. E in er derartigen 
A ufgabe könnte eine Behördenverw altung bei aller T üchtig­
keit nur dann ebenso vollkom men wie das private V e r­
sicherungsw esen gerecht werden, wenn sie in allen V ersiche­
rungszw eigen an die Stelle der freien Entschließung des V e r­
sicherungsnehm ers den Zwang setzt. D en Gedanken aus­
sprechen heißt ihn töten. Im  Grunde genom men kann er nur 
da auftauchen, wo man das m enschliche Leben in seiner un­
endlichen V ielgestaltigkeit vom Standpunkt der R egistratur 
aus betrachtet.“ D iese wenigen Sätze offenbaren neben der 
wirtschaftlichen die sittlich bedeutsam e Zielsetzung der Privat­
versicherung, wie sie zugleich eine unw iderlegbare R ech t­
fertigung ihres Bestandes sind.

pie öffentlich-rechtliche Versicherung in Pommern.
Von Generaldirektor D r. jur. B r u n n ,  Stettin.

ie öffentlich-rechtliche Versicherung in Pom m ern ist eine 
der stärksten Säulen unserer pomm erschen W irtschaft. S ie  

ückt auf einen Stam m baum  zurück, wie ihn kein ähnliches 
nternehmen in Pom m ern aufzuweisen hat. D ie Geschichte 
es pommerschen Versicherungsw esens ist im wesentlichen 

eine G eschichte der öffentlich-rechtlichen Versicherung. Sie 
eginnt mit der Gründung der öffentlich-rechtlichen V e r­

sicherung durch Friedrich  W ilhelm  I.

^ n i 4. 1 1 . 1719  begründete Friedrich W ilhelm  I. die öffentlich- 
^echtliche Feuerversicherung in Pommern. Aus dieser ersten 

entlieh-rechtlichen Versicherungsanstalt in Pom m ern, die 
zunächst nur die Feuerversicherung betrieb, entstand nach 
mannigfachen Umwandlungen schließlich die heutige öffent­

lich-rechtliche Versicherung in Pom mern, die fast sämtliche 
Z w eige der Individualversicherung um faßt. D ie T räg er der 
öffentlichen Versicherung in Pom m ern sind die Pom m ersche 
Feuersozietät, die Pom m ersche Provinzial-Lebensversiche- 
rungsanstalt, die Stettiner öffentliche Feuerversicherungsanstalt, 
die Städtische Feuerversicherungsanstalt zu Stralsund, die mit 
der Pom m erschen Feuersozietät in A rbeitsgem einschaft steht, 
und die H aftpflicht Versicherungsanstalt der Pom m erschen 
Landw irtschaftlichen Berufsgenossenschaft.

D ie öffentliche Versicherung ist mit mehr als zwei Ja h r ­
hunderte alten W urzeln aus der ereignisreichen und wechsel- 
vollen V ergangenheit der Provinz Pom m ern herausgew achsen. 
Sie ist die Frucht der Arbeit vieler vergangener Generationen
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der alten pomm erschen Fam ilien. D ie Namen fast a ller 
pomm erschen A delsgeschlechter und zahlreicher bürgerlicher 
und bäuerlicher Fam ilien sind eng mit der * Entw icklung der 
öffentlich-rechtlichen Versicherung verknüpft. D iese V erbun­
denheit mit der Bevölkerung, die die Jahrhunderte überdauert 
hat, die U rw üchsigkeit und Bodenständigkeit der öffentlich- 
rechtlichen Versicherung spiegeln sich in ihrer Geschichte 
wider, die deshalb auch über d ie -S ch ick sa le  der öffentlich- 
rechtlichen Versicherung hinaus E in blick  in die w irtschaft­
lichen und kulturellen Verhältnisse der Provinz Pom mern 
zuläßt.
Friedrich I. hatte auch im Ja h re  1706 den Versuch gem acht, 
eine Feuerversicherung einzurichten. E r  mußte aber die im 
Ja h re  1706 gegründete Generalland- und Stadt-Feuerkasse 
im Ja h re  1711 wieder aufheben, weil diese Kasse kein 
Segen für das Land war, sondern nur dazu beigetragen hatte, 
die Bevölkerung auszupressen. D ie H ofgesellschaft am H ofe 
Friedrich I. und an ihrer Spitze Graf W artenberg, natte die 
Einnahm en der Generalland- und Stadt-Feu erkasse dazu 
benutzt, sich die Taschen zu füllen. Graf W artenberg z. B . 
hatte sich ein Gehalt von 100 000 T alern verschreiben lassen. 
E s  war soweit gekom m en, daß, a ls  bei dem  großen Brande 
der Stadt Crossen die B ürger hilfesuchend sich an die K asse 
wendeten, tatsächlich kein Geld, da war. Von den H ofleuten 
waren das Verm ögen und die B eiträge der K asse -restlos 
unterschlagen worden.
Friedrich W ilhelm I. hatte als Kronprinz diese V orgänge m it­
erlebt. E r  hatte damals gerade im Generalkom m issariat, der 
damals obersten Verw altungsbehörde der preußischen Staaten, 
gearbeitet. Seinem  Eingreifen  war es zuzuschreiben, daß dem 
verbrecherischen T reiben  des Grafen W artenberg und seiner 
K reise ein Ende gem acht und die K asse aufgehoben wurde. 
Friedrich W ilhelm hatte aber in dieser Zeit des kurzen B e ­
stehens der General Land- und Stadt-Feuerkasse sich so ein­
gehend mit dem Gedanken der Feuerversicherung vertraut 
gem acht, daß er sofort nach dem Antritt seiner Regierung 
auf die F rag e  zurückkam.
E r  hatte im Ja h re  1708 a ls  Kronprinz eine Statistik  m achen 
lassen, aus der sich die erschütternde Tatsache ergab, daß 
bei größeren Stadt- und O rtsbränden die Bew ohner nicht 
mehr in der Lage waren, die Gebäude wieder aufzubauen. 
D ie Stadt P y r i t z hatte im Ja h re  1693 206 durch Brand zer­
störte und nicht wieder aufgebaute Stellen ; im Ja h re  1708 
waren e s  noch 167. G r e i f  e n b e r g  hatte im Janu ar 1693 
80 wüste Stellen ; im Ja h re  1708 war noch nichts bebaut. 
K ö s l i n  hatte im Ja h re  1.693 106 wüste Stellen ; im Ja h re  
1708 noch 80.

D iese Beispiele lassen sich beliebig vermehren.
Friedrich W ilhelm wußte, daß er im Lande einen großen 
W iderstand gegen die Feu erkasse finden würde, weil in der 
Bevölkerung noeh die Erinnerung an das schändliche T re i­
ben des G rafen W artenberg lebte. E r  sah, daß jede, auch die 
geringste weitere Belastung der Bevölkerung schw er werden 
mußte. E r  wußte aber auch, daß, 'w enn er etw as erreichen 
wollte, w as er für gut erkannt hatte, er sich über die K lagen 
der Bürger hinw egsetzen müsse.

E r  erklärte daher in seinem E d ikt vom Frühjanr 1719, daß 
diese zum B esten sowohl des Publikum s als säm tlicher P ri­
vater angesehene Sache unbesehen durchgeführt werdejn 
müsse. D as Sonderinteresse des Einzelnen müsse zurück­
stehen, da das Gem eininteresse des Staates es verlange. 
Man versteht deshalb, wenn der König in dem Reglem ent

für die Pom m ersche Feuersozietät, als Motiv für die E in rich­
tung die N otw endigkeit angab, die . Städte „in beständigem 
Anbau und nahrhaften Zustand“ zu erhalten, besonders aber 
das Kreditw esen wieder empor zu bringen, da doch bisher 
„ein jeder Bedenken getragen, auf H äuser in denen Städten 
die allergeringste Anleihe zu tun, aus B eysorge, daß durch 
ei,ne Feuersbrunst leicht umb die H ypothek und folglich auch 
umb sein Kapital kom men könnte.“ Deshalb solle ,,zur B e ­
förderung eines allgem einen Ansehens und Erhaltung der 
Städte“ die Sozietät eingerichtet werden.
An der W iege der öffentlich-rechtlichen Versicherung stand 
also der Satz : „Gem einnutz vor E igennutz“ . S ie  ist .niemals 
vom Hauche liberalistisehen und kapitalistischen Geistes b e ­
rührt worden. M ögen die Betriebsform en der Versicherung 
auch vielfache W andlungen erfahren haben, , mögen insbe­
sondere Technik, Statistik , Präm ienpolitik und dergleichen 
entsprechend den Erfahrungen der Versicherungspraxis und 
den Fortschritten der Versicherungsw issenschaft aufwärts ent­
w ickelt sein, so steht doch einwandfrei fest, daß die Funda­
mente der öffentlich-rechtlichen Versicherung, die Friedrich 
W ilhelm I. mit dem Satz „Gem einnutz vor Eigennutz“ legte, 
unverändert geblieben sind.
Als Friedrich W ilhelm die öffentlich-rechtliche Versicherung 
in Pom mern aus staatspolitischen Notw endigkeiten begrün­
dete, da war die Versicherung noch kein G eschäft, an dasi 
sich die Privatinitiative herangew agt hätte. E s  war gefäh r­
liches unbekanntes Neuland, das der Staat mit der E inrich­
tung der Versicherung beschritt.

A ber dieser Schritt gelang. Langsam , aber stetig vollzog sich 
die Entw icklung. H atten zunächst nur die pommerschen 
Städte' an dem Segen der Feuerversicherung teil, so kam  
vom Ja h re  1750 ab auch die Landbevölkerung dazu, wobei 
gegenüber vielfachen anderen Behauptungen zu erw ähnen ist, 
daß bei der Einrichtung der öffentlich-rechtlichen V ersich e­
rung für die Landw irtschaft die Landleute nicht nur ihre G e­
bäude, sondern auch ihre E rnte und ihr Vieh versichern 
konnten.

Jm  19. Jahrhundert, als zahlreiche Privatunternehm en in 
Pom m ern auftauchten, drohte die öffentlich-rechtliche V e r­
sicherung zu erliegen. Besonders schw er wurde ihr Kam pf 
mit der Einführung des parlam entarischen R egim es in P reu­
ßen. Schritt um Schritt mußte sie weichen. Als es im' Ja h re  
1885 gelang, die dam als vorhandenen drei größten öffentlich- 
rechtlichen Versicherungsanstalten , zu vereinigen, war die 
öffentlich-rechtliche Versicherung in Pom mern gerettet. Seit 
dieser Zeit hat sie sich in steigendem M aße aufw ärts (ent­
w ickelt und damit in der pomm erschen W irtschaft die Auf­
gabe erfüllt, die ihr Begründer Friedrich W ilhelm I. ihr g e ­
setzt hatte.

Im Ja h re  1911 k^m  zu der bis dahin betriebenen Gebäuide- 
und M obiliar-Feuerversicherung auch die Lebensversicherung 
hinzu. Später wurden auch die U nfall-, H aftpflicht-, E in ­
bruchdiebstahl-, K ranken-, Reisegepäck-, Transport- und K a s­
koversicherung aufgenomm en, ferner die N euwertversicherung 
für städtische und ländliche W agnisse und die Feuerversiche­
rung auf erste Gefahr (Heim schutz- und Landheim stätten - 
versicherung), so daß heut© die öffentlich-rechtliche V ersiche­
rung in Pom mern wohl in der Lage ist, das V ersicherungs­
bedürfnis der Bevölkerung der Provinz zu decken. D ie N eu­
w ertversicherung wurde bereits im Ja h re  1928 eingeführt. 
Seit dem Jah re  1936 gew ährt die Sozietät auch V ersicherungs­
schutz gegen H agel- und Gewittersturm schäden.
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Die öffentlich-rechtliche Versicherung erfreut sich in P om ­
mern großer Beliebtheit. D as geht daraus hervor, daß bei 
den öffentlich-rechtlichen Versicherungs-U nternehm en in P om ­
mern Ende 1935 insgesam t 272 231 Versicherungen bestanden. 
Hiervon entfallen auf die

Pom m ersche Feuersozietät . . . .  180285 Versicherungen 
Stettiner öffentliche

Feuerversicherungsanstalt . . . 4 727 ,,
Städtische Feuerversicherungsänstalt

zu Stralsund 3 827 „
Pom m ersche Provinzial­

Lebensversicherungsanstalt 2G G67 „ 
Haftpflichtversicherungsanstalt der 

Pom m erschen Landw irtschaftlichen

Berufsgenossenschaft . . . .  
Pom m ersche Provinzial-yjnfall- und 

H aftpflichtversicherung (B etrieb  der 
Sozietät und der Pom . Prov. 
Lebensversicherungsanstak) . . .

4G 782 Versicherungen

9 943

insgesam t: 272 231 Versicherungen 
Auswüchse im W ettbew erb mit den Privatgesellschaften sind 
in Pom mern kaum vorgekom m en. Mit verschiedenen Privat­
gesellschaften ist es zu einer alle Beteiligten befriedigenden 
Zusam m enarbeit gekom m en, vor allen D ingen durch w echsel­
seitige Rück- und M itversicherung. D ie Pom m ersche F eu er­
sozietät hat außerdem  mit 2 Versicherungs-G esellschaften 
W ettbew erbsabkom m en getroffen, die sich durchaus bewährt 
haben-

Einzelhandel
Disziplin im kaufm ännischen Zahlungsw esen.
Die Reichsw irtschaftskam m er, die A rbeitsgem einschaft der 
Industrie- und H andelskam m er, die Reichsgruppe Industrie., 
die Reichsgruppe Handel und der Reichsstand des Deutschen 
Handw erks haben folgenden Aufruf erlassen:

„ Immer noch müssen im Geschäftsverkehr M ißstände im 
Zahlungswesen festgestellt werden, die die Gesundung des 
W irtschaftslebens erschweren und der Stellung des deutschen 
Kaufmanns als verantw ortungsbew ußtes Glied der V olksge­
meinschaft nicht entsprechen. Die Unterzeichneten G liede­
rungen der Organisation der deutschen gew erblichen W irt­
schaft sehen sich daher zu folgendem  Aufruf veranlaßt:
Die Vertragstreue ist der Grundbegriff alles kaufmännischen 
Handelns; daher ist die pünktliche Erfüllung abgeschlossener 
V erträge die erste Pflicht in jedem  Geschäftsverkehr. H ier­
gegen verstößt auch, wer vereinbarte Zahlungsziele nichl 
innehält.
Vor allem  sind im Zahlungsverkehr folgende Grundsätze 
zu beach ten :

1. Ob und in w elcher H öhe ein Kassafckonto in Anspruch 
genommen werden kann, entscheidet sich nach den zu­
grunde liegenden Abmachungen.
Der Käufer hat kein R echt, in einseitiger W illkür nicht 
vereinbarte oder über eine Vereinbarung hinausgehende 
Vergütungen für vorzeitige Zahlungen abzuziehen.

2. W er in Zahlungsverzug geraten ist, hat Verzugszinsen 
zu leisten.
Imm er noch w eigern sich Zahlungspflichtige, denen 
kraft V ertrages oder Gesetzes Verzugszinsen in R ech ­
nung gestellt werden, dieser Pflicht nachzukommen. 
Unter allen Umständen muß die Drohung, w egen einer 
solchen Forderung zu einem anderen Lieferanten über­
zugehen, als unlauteres G eschäftsgebaren gebrandm arkt 
werden.

3. D er Handelsw echsel, der an sich ein durchaus zw eck­
m äßiges Zahlungsm ittel ist, darf dennoch nicht ohne 
w eiteres der Barzahlung gleichgeachtet werden, weil 
das K reditrisiko bis zur Einlösung des W echsels .weiter­
läuft. Vielm ehr muß es in jedem  einzelnen Fall dem 
Gläubiger überlassen bleiben, ob überhaupt, in w elcher 
H öhe und mit w elcher Laufzeit oder unter welchen 
besonderen Bedingungen er das eigene Akzept oder 
Kundenwechsel seines Schuldners entgegennehm en will.

Geschieht dies aber, so kann allgem ein und grund­
sätzlich nichts dagegen eingewendet werden, auch 
branchenübliche Skonti zu gewähren. D er Schuldner 
muß dann selbstverständlich den laufenden W echselzins 
(D iskont), gegebenenfalls auch Inkasso- und sonstige 
Spesen vergüten.“

Die G liederungen der NSDAP, sind nicht 
unm ittelbar zu beliefern .
D ie Reichszeugm eisterei wendet sich erneut gegen die un­
m ittelbare Belieferung von Einheiten der. N SD A P  durch die* 
zugelassenen H erstellerfirm en und Großhändler; eine solche 
Belieferung sei grundsätzlich untersagt. D ie Gliederungen der 
N SD A P  werden nur von der Reichszeugm eisterei bzw. den 
zugelassenen Verkaufsstellen beliefert. Die H ersteller dürfen 
bestim m ungsgem äß ihre Erzeugnisse nur der R eichszeug­
meisterei oder den zugelassenen Großhändlern und V e r­
kaufsstellen anbieten. Die Durchführung dieser Anordnung 
werde von der Reichszeugm eisterei schärfstens überwacht 
werden.

Die Errichtung einer Einzelhandelsverk aufs­
stelle  ohne vorh erige Genehm igung ist s tra fb ar. 
Ein A m tsgerichtsurteil.
E in  Schmied hatte, ohne ein Gew erbe für den Landmaschinen- 
handel ordnungsm äßig angem eldet zu haben und ohne im 
Besitz der gesetzlichen Ausnahm egenehm igung nach dem 
Einzelhand elsschutzgesetz zu sein, landw irtschaftliche M a­
schinen und G eräte ab L ager in Anzeigen öffentlich an g e­
kündigt. D a dem Schmied die Genehmigung zur Eröffnung 
einer Einzelhandelsverkaufsstelle für Landmaschinen fehlte, 
erhob die zuständige Fachgruppe der W irtschaftsgruppe E in ­
zelhandel Strafanzeige. Die auf Grund des Einzelhandels- 
schutzgesetzes vorgenom menen Erm ittlungen führten zur 
V e r u r t e i l u n g  d e s  B e k l a g t e n .
In der B e g r ü n d u n g  weist das A m tsgericht Apolda d ar­
auf hin, daß der A ngeklagte die Errichtung einer Land­
maschinenhandlung zuvor dem zuständigen Kreisam t hätte 
anm elden und die Ausnahmegenehmigung beantragen müssen. 
W egen Unterlassung dieser gesetzlichen Verpflichtung aus 
dem Einzelhandelsschutzgesetz mußte er zu einer G e l d ­
s t r a f e  verurteilt werden.

V erb oten e W erbung in der G efolgschaft.
E s  ist wiederholt davor gew arnt worden, daß einzelne F ir ­
men M itglieder der Betriebsgefolgsehäft für die private
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W erbung uncl den V ertrieb ihrer Erzeugnisse einspannen. 
Je tz t  hat auch der W erberat der deutschen W irtschaft aus 
Anlaß eines besonderen Falles die U nzulässigkeit solcher 
W erbem ethoden festgestellt.
E ine Fabrik  kosm etischer Erzeugnisse hatte vor W eihnachten 
an die Betriebszellenobleute ein W erbeschreiben gerichtet, das 
folgenderm aßen begann:

„W ir wenden uns heute an Sie, weil wir wissen, daß Ihnen 
im Rahm en der großen nationalsozialistischen Idee die 
Aufgabe gegeben ist, für das soziale und w irtscnaftliche 
W ohl der G efolgschaft zu sorgen.“

Im  w eiteren T e x t wurde aufgefordert, eine A ngebotsliste der 
betreffenden Firm a im B etrieb  umlaufen zu lassen.

D er W erberat erk lärt dazu, daß hier offensichtlich ein V er­
stoß gegen d ie Anordnung des Reichsorganisationsleiters der 
N SB O  vom 31. 1. 1935 vorliegt, die die w irtschaftliche B e ­
tätigung der Betriebszellenobleute verbietet. Außerdem w er­
den nationalsozialistische Ideen zur privaten W irtschafts­
werbung benutzt. E in  Betriebszellenobm ann soll dazu ver­
leitet werden, gerade den A ufgabenkreis, den er hat und den 
ihm das W erbeblatt eingangs vor Augen hält, dazu zu g e ­
brauchen, daß er für eine private Firm a Bestellungen sammelt. 
E ine derartige W erbung verletzt aber das politische Fühlen 
und W ollen des deutschen Volkes. W egen des hier vor­
liegenden groben V erstoßes gegen Z iffer 6 der 2. B ekann t­
machung hat der W erberat daher der betreffenden Firm a eine 
Verw arnung erteilt.

A nkündigungen von Zugaben verb oten .
Die bekannte Zw eifelsfrage, ob geringw ertige K leinigkeiten 
und Reklam egegenstände von geringem  W ert nicht nur g e ­
währt, sondern auch besonders angekündigt werden dürfen, 
ist je tz t auch Gegenstand gerichtlicher Entscheidung g e ­
worden. D as Landgericht Berlin hatte in einer K lage gegen 
eine Einzelhandelsfirm a zu entscheiden, die an ihrem  Schau­
fenster folgendes Pappschild angebracht hatte : „ Jed er K äufer 
erhält eine K leinigkeit als Z ugabe“ . D ie K lage wurde damit 
begründet, daß die Ausnahme vom grundsätzlichen Z ugabe­
verbot für geringw ertige R eklam eartikel nur das „G ew ähren“ , 
nicht aber auch die Ankündigung betreffe. D ie besondere 
Ankündigung sei durch das Zugabegesetz schlechthin ver­
boten. Im  übrigen würden die K leinigkeiten hier ausdrücklich 
„als Z ugabe“ angekündigt, womit der Eindruck der U n­
entgeltlichkeit hervorgerufen würde.

D a s  G e r i c h t  e r k a n n t e  i n  s e i n e m  U r t e i l  v o m  
2 3. 1. 1 9  3 6  d i e s e  K l a g e g r ü n d e  a l s  r i c n t i g  a n . 
Sinn u n d  Zw eck der Zugabeverordnung sprächen eindeutig 
zu Gunsten der Klägerin. D er G esetzgeber wollte mit der 
Zugabeverordnung das „A nbieten“ treffen und unterbinden. 
D as Anpreisen von Zugaben in Form  einer allgem einen An­
kündigung oder eines öffentlichen A ngebots hatte für den 
G esetzgeber ein E inschreiten nötig gem acht. Denn das B e ­
denkliche einer solchen Geschäftsw erbung liegt in dem An­
locken von Kunden. D ie Aufm erksam keit des Käufers wird 
nur zu leicht von d er zu kaufenden W are abgelenkt und auf 
die Zugabe gerichtet, also auf einen für den Kauf an sich 
unwesentlichen N ebenvorgang. D as bedeutet aber in gleicher 
W eise eine Gefahr für die Allgem einheit wie für den g e ­
schäftlichen Konkurrenten. Dies haben die Miß stände im 
geschäftlichen L eben vor E rlaß  der Zugabeverordnung k lar 
gezeigt. D iese M ißstände wollte das Zugabeverbot beseitigen. 
D as Ankündigen und Anbieten ist also gegenüber dem bloß-en

Gewähren nicht etwas Zw eitrangiges, sondern gerade die 
W urzel des Zugabeübels. N ach alledem ist hier das W ort 
„G ew ähren“ als ein bloßes M itgeben aufzufassen. Nur dies 
b leibt erlaubt, soweit es sich, wie im vorliegenden Falle, um 
geringw ertige K leinigkeiten und Reklam eartikel handelt. D a s  
A n k ü n d i g e n  e i n e r  s o l c h e n  K l e i n i g k e i t  a l s  
Z u g a b e  i s t  d a g e g e n  v e r b o t e n .

G ew erbetreibende dürfen nicht u n ter Chiffre  
ankündigen. — Eine Entscheidung des W erb e­
ra te s .
W a r e n  u n d  L e i s t u n g e n  d ü r f e n  n i c h t  l e d i g ­
l i c h  u n t e r  e i n e r  K e n n z i f f e r  ( C h i f f r e ) ,  e i n e r  
F e r n s p r e c h n  u m m e r  o d e r  e i n e r  s o n s t i g e n  
D e c k b e  Z e i c h n u n g  d e s  W e r b e n d e n  g e w e r b s ­
m ä ß i g  ö f f e n t l i c h  a n g e z e i g t  o d e r  g e s u c h t  
w e r d e n .

Für d iese Entscheidung war zunächst folgende Erw ägung 
m aßgebend: Sow eit die D eckbezeichnung einer A nzeige dazu 
führen kann, daß der L eser ihre Gew erbsm äßigkeit nicht e r­
kennt, w iderspricht die Anzeige bereits den Vorschriften der
2. Bekanntm achung des W erberates, wonach jede W erbung 
die M öglichkeit einer I r r e f ü h r u n g  vermeiden muß.
D ie Bekanntm achungen des W erberates verlangen darüber 
hinaus aber auch K l a r h e i t  und allgemein die B e a c h ­
t u n g  d e r  A n s c h a u u n g e n  e i n e s  e h r b a r e n  K a u f ­
m a n n s .  N ach diesen Gesichtspunkten sind D eckbezeich­
nungen bei gew erbsm äßigen Anzeigen auch dann unerlaubt, 
wenn durch die D eckbezeichnung keine Irreführung hervor- 
gerufen werden kann. D er ehrbare Kaufmann scheut sich 
nicht, sich zu Anzeigen, die seinem Gew erbe dienen, offen 
zu bekennen; er lehnt eine Verschleierung der H erkunft der 
W erbung ab, zumal diese meist von solchen G ew erbetrei­
benden benutzt wird, die geschäftlich etwas zu' verbergen 
haben.

Zu dieser in den letzten Jah ren  schärfer gewordenen E h r­
auffassung des Kaufm anns kom m t hinzu, daß die Personen, 
an die sich die W erbung richtet, vor unliebsamen U eber- 
raschungen m öglichst gesichert sein wollen. S ie  wollen den 
A ufgeber d er Anzeige, an den sie sich wenden sollen, er­
kennen und schon vor Aufnahme einer Verbindung prüfen 
können, ob nicht Um stände vorliegen, die ein Eingehen auf 
die A nzeige ausschließen. Insofern widersprechen D eckb e­
zeichnungen bei gew erbsm äßigen Anzeigen dem Gebot der 
K larheit und können leicht das allgem eine Vertrauen in die 
W erbung als solche stören.

B ei der Entscheidung des W erberates ist im einzelnen zu 
beachten, daß sie n u r  f ü r  g e w e r b s m ä ß i g e  A n z e i ­
g e n  u n d  G e s u c h e  gilt, also für solche, die sich auf 
W aren und Leistungen beziehen, die G e g e n s t a n d  d e ?  
G e w e r b e b e t r i e b e s  sind. Für nicht gew erbsm äßige 
A nzeigen treffen die dargelegten Gesichtspunkte nicht zu; es 
gibt im Gegenteil Gründe, die gerade hier Deckbezeichnungen 
als notwendig erscheinen lassen. W er keinen G ew erbe­
betrieb hat, kann auch keine gew erbsm äßigen Anzeigen auf­
geben. Gew erbsm äßig sind für einen H ändler nur Anzeigen 
für W aren, mit denen er handelt; für einen Fabrikanten 
A nzeigen für W aren, die er herstellt. Stellungsgesuche* und 
Stellungsangebote, Miet- und D arlehensgesuche sind keine 
gew erbsm äßigen Anzeigen.
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steigt um  m  fra fa i!
75% aller Ofen-Explosionen entstehen nachweislich durch laisdies Heizen.
In den lefzfen 10 Jahren zahlten allein wir im Stadt bez i rk  Stet t in 

in 1492 Fällen 1 2 5 8 6 1 2 0 8  Reitfismarh für Ofen-Explosionen.

Große Werte werden dadurch zerstört!
ty /r fh g e m s s M , s e id  a c ß ts m  & e m  & lm e jn !

Duldet keine Mängel an Euren Oefen! Benutzt unsern Schadenverhütungsdienst!

% M iier M ltbr^rtorrfitlim iiM QiM
9 * 9 t“tm a e t

Bismarckstraße 8 Fernruf. 36289
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Verkehrswesen
V erkehr m it O stpreußen.
Die Bearbeitung der mit der K orridor-V erkehrssperre auf­
tretenden Fragen ist dem Oberpräsidium in K önigsberg über­
tragen worden.
Für den Frachtenausgleich sind vorläufig folgende Richtlinien 
erlassen, worden:
1. Ab 7. Februar 1936 werden die M ehrkosten, die durch die 
infolge Einschränkung des K orridorverkehrs notwendig g e ­
wordene Umleitung des O stpreußenverkehrs entstehen, nacn 
folgenden Richtlinien erstattet. W enn für ein Gut eine 
Frachterstattung, nach den bisherigen Frachter stattungsbestim - 
mungen in F ra g e  kommt,- ist außerdem  der bisher vorge­
sehene Erstattungsantrag zu stellen.
Mit der Durchführung d es Erstattungsverfahrens ist die 
Frachterstattungssteile der O stpreußenhilfe, Königsberg i. Pr., 
Schönstr. 10 (Fernspr. 35743) beauftragt.
2. Anträge auf Erstattung sind auf den hierzu vorgesehenen 
Vordrucken bei der Frachterstattungsstelle der O stpreußen­
hilfe (vgl. Z iffer 1) einzureichen. D ie Vordrucke sind bei den 
Güterabfertigungen der Reichsbahn, der Industrie- und H an­
delskam m er für Ost- und W estpreußen und deren B ez irk s­
geschäftsstellen, der Landesbauernschaft Ostpreußen und der 

'H andw erkskam m er für das östliche Preußen und deren G e­
schäftsstellen erhältlich und vom A ntragsteller auszufüllen.

3. D em  Antrag- sind beizufügön:
a) sämtliche Frachtbriefe,
b) Schiffskonnossem ente,
c) Ladungspapiere,
d) sonstige bescheinigte U nterlagen (U m schlagskosten usw.). 

1. Erstattungsanträge müssen beim Versand innerhalb zwei 
M onaten nach der Auflieferung, beim  Em pfang innerhalb 
zwei M onaten nach Einlösung der Frachtbriefe bei der F ra ch t­
erstattungsstelle vorliegen. Können dem Antrag die erforder­
lichen U nterlagen (Frach tbriefe  usw.) aus besonderen Gründen 
nicht beigefügt werden, so ist der A ntrag -oh ne U nterlagen 
der Frachterstattungsstelle innerhalb der vorbezeichneten F r is t  
mit einem entsprechenden Verm erk zur Abstempelung einzu­
reichen. W ird der abgestem pelte Antrag dann später mit den 
U nterlagen eingereicht, so gilt die A ntragsfrist als gew ahrt.
5. D er Berechnung der M ehrkosten, d ie durch die Umleitung 
entstehen, können bestim m te R ichtsätze für die Erstattung 
zugrunde gelegt werden.

(>. Beschw erden über die Entscheidungen der F rach ter­
stattungsstelle werden von dem  O berpräsidenten der Provinz 
Ostpreußen unter Ausschluß des R echtsw eges endgültig ent­
schieden. D er Beschw erde sind Antrag, Frach tbriefe  und 
Schriftw echsel mit der Frachterstattungsstelle beizufügen.
7. E ine Abtretung des Erstattungsanspruchs an D ritte  ist 
nicht zulässig.

Zu Z iffer 5 ist zu bem erken, daß R ichtsätze für die einzelnem 
Frachtgüter festgesetzt und den interessierten W irtschafts­
kreisen m itgeteilt werden; die Festsetzung der Richtsätze ist 
bisher erfolgt für Steinkohlen, K oks, Braunkohlenbriketts, 
E isen  • und E isen  waren.

llllllllllllllllllllllllilllllllllllllllllllllllllllllllNIIIllllllllllllllllllllllllllllllllllillllllllllllllllllllllll
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EisenbaMi>Gttferverkelir *)
a) Deutsche Tarife.
Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, Teil I Abt. A. N ach 
§ .69 (3) E V O  kann der A bsender als Freibetrag  auch 
einen „bestim m ten B etra g “ übernehmen. Als „bestim m ter 
B etra g “ gilt auch der mit W irkung vom 20. Janu ar 1936 [ein1 
geführte 5 prozentige Zuschlag zur Fracht, da er ohnehin von 
der Güterabfertigung in zahlenm äßiger Höhe in  die F rach t­
briefrechnung eingetragen wird. Für die D auer der g e ­
sonderten Nach W eisung und Verr echnung des 5 prozentigen 
Zuschlages im Frachtbrief wird daher, wenn der Absender 
lediglich den 5 prozentigen Zuschlag zur Fracht übernehmen 
will, folgender Freiverm erk zugelassen:

„frei 5 prozentiger Zuschlag zur F rach t“ . 

Reichsbahn-Gütertarif, Heft C H b  (Ausnahmetarife).

D er Ausnahmetarif 7 S 4 (Schwefelkies) wurde mit Gültig­
keit vom 2. März 1936 eingeführt. E r  gilt von Stettin nach! 
H am m erm ühie.
Im  Ausnahmetarif 17 B 7 (R oggen, Weizen usw.) wurde u. a- 
die Gültigkeitsdauer längstens^ bis 31. August 1936 verlängert. 
Im  Ausnahmetarif 18 B 2 (W ein) wurde die Gültigkeitsdauer 
längstens bis 28. Februar 1937 verlängert.

b) Deutsche Verbandtarife.
Deutsch-Schweizerischer Gütertarif, Teil II, Heft 6 (S ee­
hafentarif). Vorgenannter T arif wurde unter gleichzeitiger 
Aufhebung der bisherigen Ausgabe mit Gültigkeit vom
1. März 1936 neu herausgegeben.
E s  wird darauf hingewiesen, daß die Frachtsätze des neuen 
T arifs  die in den Seehäfen Und an der deutschen G renze bei 
der zollam tlichen Behandlung aufkom m enden N ebengebühren 
der Deutschen Reichsbahn enthalten.

c) Verschiedenes.
Kursänderungen. Im V erkehr mit nachstehenden Ländern 
wurden die Kurse ab 1. März 1936 wie folgt festgesetzt:

Verkehr mit a ) Erhebungskurs b) VersandÜber­
weisungskurs

England 1 engl. Pfd. =  1229 Rpf. 1 RM. =  0,082 engl. Pfd. 
Frankreich 1 Fr. =  16,5 Rpf. 1 RM. =  6,09 Fr. 
Italien 1 Lira = 1 9 ,8  Rpf. 1 RM. =  5,06 Lire 
der Schweiz 1 Fr. = 8 1 ,4  Rpf. 1 RM. =  1,23 Fr. 
Spanien 1 Peseta == 34,1 Rpf. 1 RM. =  2.94 Peseten  
d. T schecho­

slowakei 1 Kr. =  10,4 Rpf. 1 RM. =  9,70 Kr.

Devisenbewirtschaftung
Rohstoffzuteilung an neuerrichtete Betriebe.
D as Reichs Wirtschaftsministerium hat ausdrücklich darauf hin­
gew iesen, daß neuerrichtete B etrieb e mit der Zuteilung der 
für die Inbetriebnahm e erforderlichen R ohstoffe nicht rechnen 
können und daß insbesondere die eingeholten Genehmigungen 
der Polizeibehörde, d er Industrie- und H andelskam m er, der 
H andw erkskam m er usw. d afü r keine Gew ähr bieten. E s  ist 
dringend vor der Errichtung eines Betriebes zu warnen, bevor 
nicht mit der zuständigen U eberw achungsstellc die Frage 
späterer Rohstoffzuteilung geklärt ist. E ine Zuteilung etwa 
nur mit Rücksicht auf die sonst vergeblich aufgew endeten

*) B earbeitet vom Verkehrsbüro der Industrie- und H andels­
kam m er zu Stettin, das allen Interessenten für Auskünfte in 
Eisenbahntarifangelegenheiten gegen geringe Gebühr zur V e r­
fügung steht.
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Kapitalien, aber nicht aus anderen sachlichen Gründen, e r­
folgt nicht in Fällen, in denen trotz dieser W arnung B etriebe 
errichtet oder 'erweitert werden.

„Devisenarchiv“ , Zeitschrift für das gesam te D evisen­
recht. H erausgeber: M inisterialrat i. R . W ilhelm K e  d i n g .  
V erlag : Joach im  B erger Verlag, Berlin W  9. Vierteljährlich 
RM . 9 , - .

D as D evisenrecht ist zu einem m aßgebenden Faktor für das 
gesam te W irtschaftsleben geworden. B ei dem  ständigen 
W andel und den besonderen Schw ierigkeiten der devisen­
rechtlichen Vorschriften ist eine' laufende Unterrichtung für 
jeden .Juristen, Kaufm ann und Ausfuhrwirtschaftler von b e ­
sonderer Bedeutung. Bisher war eine fortlaufende Inform a­
tion außerordentlich erschw ert. Diesem  M angel hilft das in 
wöchentlicher Folge erscheinende ,,D e v i  s e n a r c h i v “ — 
Zeitschrift für das gesam te Devisenrecht — ab. D ie Z eit­
schrift bringt neben grundlegenden Fachartikeln  aus der 
Feder m aßgebender W irtschaftler und D evisenrechtler alle 
devisenrechtlichen Aenderungen und Runderlasse, einen U eber- 
blick über das ausländische Devisenrecht, soweit es den V e r­
kehr mit Deutschland betrifft, und die Sammlung aller grund­
sätzlichen Entscheidungen der G erichte und Behörden. In 
einem Sachw ortregister wird das gesam te M aterial handbuch- 
artig  geordnet. E in  Auskunftsdienst steht den Abonnenten 
kostenlos zur Verfügung.

Die vorliegende erste Fo lge des „ D e v i s e n a r c h i v “, 
bestätigt den Eindruck einer fachlich gut durchgearbeiteten 
Zeitschrift, die allen K reisen empfohlen werden kann, d ie in 
irgendeiner Form  mit D evisenvorschriften zu tun haben. 

Verkehr mit Goldmünzen.
U eber die devisenrechtlichen Bestimmungen, die für den 
V erkehr mit Goldmünzen gelten, sind vielfach Zw eifel auf- 
getaucht. Durch die nachstehenden Ausführungen wird daher 
auf die einschlägigen Vorschriften hingew iesen:

„1. Die d e u t s c h e n  R e i c h s g o l d m ü n z e n  stehen als 
gesetzliches Zahlungsmittel außerhalb der D evisenbew irt­
schaftung. E s  besteht auch kein.e Vorschrift, w elcne das 
Einschm elzen oder Verarbeiten von Reichsgoldm ünzen ver­
bietet. E s  ist jedoch darauf hinzuwedsen, daß eine solche V e r ­
wendung nicht dem Zw eck der Ausprägung entspricht und 
daß es vom volksw irtschaftlichen und vaterländischen G e­
sichtspunkt aus erwünscht, sei, daß die noch im Umlauf b e ­
findlichen deutschen Goldmünzen zur Reichsbank zurück­
fließen.

Die Anrechnung der hingegebenen Goldmünzen auf das 
Kontingent des V erarbeiters (Zahnarzt, Juw elier) kann unter­
b leiben, wenn die M ünze restlos verarbeitet oddr v er­
bleibende Goldreste zurückgegeben werden, sie also nicht in 
das Eigentum  des V erarbeiters übergehen.

2. N ach § 0 des G esetzes über die Devisenbew irtschaftung 
rechnen kursfähige ausländische Goldmünzen zu den a u s ­
l ä n d i s c h e n  Z a h l u n g s m i t t e l n ,  während außer Kurs 
gesetzte Goldmünzen unter den B eg riff „G old“ fallen.

D er Erw erb von ausländischen Zahlungsmitteln und die V er­
fügung darüber sind*genehm igungspflichtig ( § 9  des D evisen­
gesetzes). D ie Anbietung seitens eines Inländers und die 
Entgegennahm e zur gew erblichen Verarbeitung ohne Genehm i­
gung sind daher strafbar. D a die gesetzliche A ußerkurs­
setzung der am häufigsten anzutreffenden früheren W ährungs­
münzen (Golddollar, Sovereign, N ordische G oldkrone usw.) 
noch nicht erfolgt ist, steht der noch geltende B eg riff als 
Zahlungsmittel ohne w eiteres einer V erarbeitung in gew erb­
lichem oder industriellem B etrieb e entgegen. D er Fall e in er  
erlaubten Verarbeitung von ausländischen Goldmünzen als 
Zahlungsmittel kann nur dann eintreten, wenn ein A u si - 
1 a n d e r ,  der über seine m itgeführten Goldmünzen frei ver­
fügen darf, diese zur Verw endung als s e l b s t  benötigtein 
Zahnersatz oder zur H erstellung von Goldschm uck für den 
e i g e n e n  B e d a r f  in Lohnverarbeitung gibt. E s  handelt 
sich hierbei um keine genehm igungsbedürftige H ereinnahm e, 
da der V erarbeiter kein Eigentum  an den Goldmünzen erwirbt. 
E benso verhält es sich, wenn Ausländer außer K urs gesetzte 
ausländische Goldmünzen — diese sind als Gold anzusehen — 
zur Verarbeitung in Lohn übergeben. Solche Münzen können 
aber auch von denjenigen Bietrieben, die im Besitz einer 
W eiterV eräu ß eru n g sb esch ein igu n g  in Verbindung mit dem 
vorgeschriebenen V erm erk der D evisenstelle (Runderlaß Nr. 
236/35 D. St. der Reichsstelle für D evisenbew irtschaftung) 
bezw. einer Genehmigung zum Erw erb von Gold nach A b­
schnitt IV/29, 31 der Richtlinien für die D evisenbew irtschaf­
tung sind ,, innerhalb des monatlichen H öchstkontingentes 
bezw. des auf Grund der Einzelgenehm igung fe stg e se tz te n  
Einzelhöchstbetrages von einem Ausländer käuflicn erw orben 
und zu gew erblichen Zw ecken verarbeitet werden.

D agegen ist die käufliche U ebernahm e von einem I n l ä n d e r  
nicht möglich, da dieser nach den D evisengesetzen in seinem 
Besitz befindliches Gold — also auch eine außer Kurs gesetzte 
Goldmünze — im Veräußerungsfalle der R eichsbank anzu­
bieten hat. W ill er in anderer W eise darüber verfügen, so 
bedarf er der Genehmigung der zuständigen D evisenstelle.“

Priifungswesen
Handlungsgehilfenprüfung in Greifswald.

In Greifswald fanden am 6 . März 193(5 mündliche H andlungs­
gehilfenprüfungen statt, zu denen 16 Prüflinge zugelassen 
waren. Von diesen haben 13 die Prüfung bestanden. E s  
handelt sich um folgende Prüflinge:

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii
Reinhold Kühnke, Stettin Fernspr, 30113, 30585

cgegr. 1875

Flußschiffsreederei
Bunkerkohlen
in S t e t t i n  u n d  H o h e n s a a t e n

lllllllliiiiiiiiiliiiiiiiiiiidillllllliiiiiiiiiiiiiiiiiiillillilllliiiiillllliiiiiillllllliiiiiiiiiillliillliiiiiiillllliii



10 O S T S E E , H A N D E L Nummer 6

U rsula V o i g t ,  Greifswald, Ruth K r u s e ,  Greifswald, E lse  
G r u b e ,  W olgast, Ilse  B o r g w a r d t ,  W olgast, Günter 
R o g g e , Greifswald, H ans f r ä h n ,  Greifswald, H ans 
V o g l e r ,  W olgast, H ans D e t h 1 o f  f , Greifswald, Rudolf 
S c h r ö d e r ,  G ützkow ; ferner mit ,,voll befriedigend“ : 
Siegfried  S t e r n ,  Greifswald, W erner W e b e r ,  G reifs­
wald, B arbara  J a s p e r ,  W olgast. Als einzige bestand mit 
dem Prädikat „gu t“ E rik a  W i e c h e r t ,  W olgast.

Messen und Ausstellungen
Deutsche W irtschaftswerbung auf der Posener Messe 1936.
Im  Einvernehm en mit dem Reichsw irtschaftsm inisterium  und 
dem W erberat der deutschen W irtschaft wird vom „Aus- 
stellungs- und M esse-Ausschuß der D eutschen W irtschaft“ 
auf der Internationalen M esse in P o s e n  vom 26. April bis 
zum 3. Mai 1936 eine ,,Auskunftsstelle der deutschen W irt­
schaft“ errichtet, an welcher sich deutsche Firm en — auch 
wenn sie selbst in Posen nicht Aussteller sind — durch K a ­
taloge und Prospekte gegen m äßige Gebühren beteiligen kön­
nen. Firm en, die von der M öglichkeit Gebrauch machen w ol­
len, auf diese billige W eise unm ittelbar an den polnischen 
M arkt heranzukom men — zumal sich die deutschen Ausfuhr­
aussichten nach Polen durch den neuen deutsch-polnischen 
W irtschaftsvertrag beträchtlich gebessert haben — wenden 
sich zur Erlangung der Beteiligungsvordrucke an den

Ausstellungs- u. M esse-Ausschuß der Deutschen W irtschaft, 
B e r l i n  W  3 5 ,  Tirpitzufer 56.

Buchbesprechung
Hübners geographisch-statistische Tabellen aller Länder der 
Erde. 72. Ausgabe 1936. Neu bearbeitet von Dr. E rnst 
Roesner, Regierungsrat im Statistischen Reichsam t in Berlin. 
600 Seiten, in Leinen gebunden RM . 14.— . V erlag von 
L. W . Seidel & Sohn, W ien und Leipzig.

Zum 72. Male ist soeben dieses S t a n d a r d w e r k  d e r  
W  e l t s t a t i s t i k  erschienen, wieder nach den zahlreichen 
Veränderungen der letzten Ja h re  durchweg erneuert und ver­
bessert, mit verm ehrtem  Inhalt, in der neuen übersichtlichen 
Anordnung. E s  gibt keine bessere Em pfehlung als diese T a t­
sache für den , ;H übner“ , der alle Staaten und Länder lebendig 
werden läßt in seinem wunderbar anschaulichen neuesten 
Zahlenm aterial, und jedem  Beruf, jedem  Büro und jeder 
Studierstube seit Jahrzehnten größten Nutzen bringt. Alles, 
was sich auf geographischem , po!i ischem  und w irtschaftlichem  
Gebiet statistisch erfassen läßt, wird hier in Zahlen und T a ­
bellen wohlgeordnet und übersichtlich dargestellt: D ie Lage 
und Ausdehnung aller Staaten der Erde, Flüsse, Seen, Berge, 
Klim a usw. Bevölkerungsstatistik in w eitestem Sinne, Land­
w irtschaft, Bergbau und Industrie, V erkehr, Transportm ittel; 
auch die Haupterzeugnisse der einzelnen Länder und ihre 
Bedarfsgüter sind eingehend dargestellt. B eso n d ers . wichtig 
sind auch die Angaben über Finanz- und Handelswesen, über 
Ein- und Ausfuhr usw.'

E s  wurde dem W erk am Schluß e i n  n a c h  g e o g r a p h i ­
s c h e n  G e s i c h t s p u n k t e n  a u f g e s t e l l t e s  N a c h -  
s c h l a g e  V e r z e i c h n i s  beigefügt, um dadurch den G e­
brauch der verschiedenen T abellen  und das raschere Auf­
finden der Angaben über ein und dasselbe Land in den ein­
zelnen Abteilungen zu erleichtern.
W ir sind sicher, daß diese neuö A uflage den alten Freunden 
willkommen sein und neue Freunde werben wird.

Angebote und Nachfragen
15355 A l t o  n a  / E lb e  sucht einen in Lebensm ittel-G r oß - 

geschäften und Genossenschaften gut eingeführten 
V ertreter für Tüten und Beutel.

14842 D ü s s e 1 d o  r f / R h .  sucht einen geeigneten V ertreter 
für Stahlblechplom ben jeder Art zum Verschluß von 
W aggons, K isten, Säcken, Tüten usw.

15268 Z w ö n i  t z /  Sachsen sucht geeigneten Reisevertreter 
für Preßspäne und Brand-Pappen, sowie H art-, Zieh- 
und Prägepappen. E s  wird W ert darauf gelegt, daß 
der Betreffende aus der Papier- und Pappenindustrie 
stammt.

15264 O b e r f r o h n a  /  Sachsen, sucht geeigneten arischen 
V ertreter für Stoffhandschuhe, der bei der in Frage 
kommenden Kundschaft gut eingeführt ist.

14933 E  r f e n s c h l a g  /  Chemnitz sucht bei der Kundschaft 
gut eingeführten V ertreter für M öbelplüsche und 
D ekorationen.

14928 D o r t m u n d  sucht geeigneten V ertreter für den 
V ertrieb von Asbesterzeugnissen, Isolier inaterialien, 
Packungen und Brem sm aterialien.

D ie Adressen der anfragenden Firm en sind im Büro der In ­
dustrie- und H andelskam m er zu Stettin (Frauenstr. 30, I I , 
Zimm er 13) für legitim ierte V ertreter eingetragener Firm en 
w erktäglich in der Zeit von 8—13 und 15— 18 (außer Sonn­
abends nachm ittags) zu erfahren.

Veranstaltungen der Deutschen 
Arbeitsfront, Kreiswaltung Groß* 
Stettin, Abt. Kreisberufswaltung.

V orträge:
17. 3 .: 20,30 Uhr, Konzerthaus, R oter S a a l: „D er B eru fs­

weg des Bankangestellten“ . R ed ner: Prokurist 
Schneider i. H. D. D .-Bank .

20. 3 .: 20,30 U hr, Pschorr-Bräu, Falkenw alder S traß e : 
„R echtsfragen  aus der täglichen Kaufm annspräxis“ . 
R ed ner: Rechtsanw alt Krumbhorn.

23. 3 .: 20,30 U hr, Parkhaus, Altdeutsches Zim m er: „Von 
der K notenschrift zur D ruckschrift (mit L icht­
bildern). R ed ner: Dr. Helmut Saran, Stettin.

25. 3 .: 20,30 U hr, Konzerthaus, G elber S a a l: „Papierholz- 
Einkaufsquellen im  O sten“ (mit Lichtbildern). R edner: 
Prokurist Treich ler i.. H. Feldmühle, Papier- und Z ell­
stoffw erke.

f c e t t  l i t f i f j w c i !
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Länderberichte
Schiffahrt. I m

Stockholm
Göteborg
Malmö

Stockholm
Göteborg
Malmö

Sdtweden
J a h r e  1 9 3 6  wies der Schiffsverkehr in den 3 Haupthäfen Schw edens folgende Zahlen auf:

E i n g a n g :
Dampfer- u. Motorfahrzeuge

beladen 
Anzahl N rgt.
2 359 2 659 082
2 818 3 426 051
5 380 3 213 583

unbeladen 
Anzahl N rgt.

78 334 310 
343 802 293 
155 73 408

Segelfahrzeuge, Prähm e u. Böte  
beladen unbeladen

Anzahl N rgt. Anzahl N rgt.
557 44 972 22 2 056 

1219 60 386 234 18 932 
704 51534 768 40188

Dampfer- u. Motorfahrzeuge 
beladen unbeladen

Anzahl N rgt. Anzahl Nrgt.
1541 1205 025 911 1744033  
2176 2 643 252 1205 1710 421 
4 848 2 632174 745 784 282

A u s g a n g :

auf Deutschland 
„ D änem ark 
„ die Tschechoslow . 
„ England 
„ U .S .A .
„ verschied. Länder

89 620 kg im W erte von 233 710 Kr.
5 922 „ „ „ „ 13 688 „ 
1703  „ „ „ „ 13133 „
1 437 „ „ „ „ 4 038 
100 9  „ „ „ „ 2 397 „ 

610 „ „ „ „ 2 704 „ 

Dividenden bei „Svenska Lloyd“ und „Svea“ . D ie R eederei 
A /B  „ S v e n s k a  L l o y d “ erzielte im G eschäftsjahr 1935 
einen U e b e r  s c h u ß  v o n  2,9 Mi l l .  K r ,  (i. V . 2,7 Mill. 
K r.), der sich nach Abzug der Ausgaben auf 1,9 Mill. Kr. (1,6 
Mill. K r.) verringert. Fü r Abschreibungen werden J , 1 Mill. Kr. 
benötigt. D ie Verw altung schlägt vor, aus dem der G eneral­
versammlung zur Verfügung stehenden R est von 650 956 Kr. 
erstmals seit dem Ja h re  1920 wieder eine D i v i d e n d e ' v o n
4 Proz. zur Verteilung zu bringen.
Die Stockholm er R eed erei A /B  „ S v e a “ weist 1935 nach 
U eber Weisung von 1,1 Mill. K r. (i. V. 0,8 Mill. K r) auf A b­
schreibungsfonds sowie 209 650 Kr. (— ) Abschreibungen 
auf Aktien einen G e w i n n  v o n  1,2 M i l l .  K r .  (1,3 MilL 
Kronen) auf. D ie Verw altung bringt die Verteilung von 1,75 
Kronen (1,50 Pr.) je  Aktie in V orschlag. D ies entspricht}, 
einer R e n d i t e  v o n  5,8 Proz. Auf neue Rechnung werden 
177 941 K r. vorgetragen.

Arbeitslosigkeit 35 Prozent unter Vorjahrsstand. D ie Ziffer 
der schw edischen A rbeitslosigkeit für den Janu ar 1936 stellt 
sich auf rund 60000. D ies ist zwar für schw edische V e r­
hältnisse sehr viel, es wird jed och  darauf hingew iesen, daß 
seit der entsprechenden Zeit im V orjahre, wo sich die A rbeit’̂ - 
losenziffer auf 93 000 belief, eine sehr starke Besserung um
35 Proz. eingetreten ist. D ie Z u n a h m e  um 20000  A rbeits­
lose während der W interm onate dürfte als ganz n o r m a l  
angesehen werden- Vor allem im Baugew erbe und in der 
Holzindustrie haben die W itterungsverhältnisse teilweise E in ­
schränkungen notwendig gem acht. In unterrichteten Kreisen

Segelfahrzeuge  
beladen 

Anzahl N rgt.
159 14 209 
716 37 863 
834 41 138

Prähm e u. Böte  
unbeladen 

Anzahl N rgt.
448 32 978 

1026 38 858 
436 34309

Zusammen 
Anzahl N rgt.
3 016 3 040 420
4 614 4 307 662 
7 007 3 378 713

Zusammen 
Anzahl Nrgt.
3 059 2 996 254 
5123 4 430 394
6 863 3 491903

Zollerhebung für Thermosflaschen. D er Einfuhrzoll der sta­
tistischen Nummer 1308, nach der u. a. auch Therm osflaschen 
verzollt werden, liegt zur Z eit dem schw edischen R eichstag 
zu einer Nachprüfung vor. D er Einfuhrzoll, der bisher 1,20 
Kr. je  kg betrug, soll einen w eiteren Zuschlag von 0,50 K r. 
je  kg  erhalten.
Nach veröffentlichten Statistiken wurden im Ja h re  1934 an 
W aren der statistischen Nummer 1308 100 301 kg im W erte 
von 269 670 K r. eingeführt. Hiervon entfallen

wird ab er damit gerechnet, daß die Entlastung am  A rbeits­
m arkt schon in wenigen W ochen fühlbar werden wird.

Norwegen
Durch Rekordheringsfänge verursachte Absatzschwierigkeiten.
D er diesjährige W i n t e r h e r i n g s f a n g  erbrachte mit über 
3,2 M i l l .  h l  das größte von d er norw egischen Heringsi- 
fischerei je  erzielte E rgeb n is ; im  bisherigen R ekord jahr 1929 
wurden 2,2 Mill. hl gefangen. Inzw ischen hat bereits der 
F  r ü h j a h r s h e r i n g s f a n g  begonnen, der sich auf eine 
weitere M enge von annähernd 1 Mill. hl belief. N ach den 
E rgebnissen  früherer Ja h re  kann auch hier noch insgesam t 
mit 2,5 bis 3,5 Mill. hl gerechnet werden, so daß man sich 
in Fischereikreisen e r n s t e  S o r g e n  ü b e r  d i e  A b s a t z ­
m ö g l i c h k e i t e n  macht. Die H eringsm ehl- und H erings- 
ölfabriken haben bereits 2,8 Mill. hl aufgenom m en und dürften 
ihren B ed arf damit w ahrscheinlich im w esentlichen gedeckt 
haben. Für „bessere Verw endung“ hofft man, entsprechend 
dem norm alen Bedarf, 1,5 Mill. hl absetzen zu können. E s  
würden dann jedoch im m er noch 2 bis 3 Mill. hl verbleiben« 
Die P r e i s e  sind dem entsprechend g e s u n k e n .  W ährend 
die H eringsm ehlfabriken im D ezem ber 1935 noch 3 Kr. je  hl 
zahlten, mußte der P reis seitdem auf 1,75 Kr- nachgeben -  
ein Preis, der nicht mehr als lohnend angesehen wird. E s  
schw eben daher zur Zeit V e r h a n d l u n g e n  d e r  V e r ­
t r e t e r  d e r  F i s c h e r o r g a n i s a t i o n e n  m i t  d e m  
H a n d e l s d e p a r t e m e n t  u n d  d e m  F i s c h e r e i a u s ­
s c h u ß  d e s  S t o r t i n g s  über die im H inblick auf diese 
Lage zu ergreifenden M aßnahmen.
Vorschläge der W alfangvereinigung zur Begrenzung des W al­
fangs. D er von der N orw egischen W alfang Vereinigung jauf 
Veranlassung des H andelsdepartem ents eingesetzte Ausschuß 
hat seine V orschläge zur B e g r e n z u n g  d e s  W a l f a n g s  
in der nächsten Fangzeit 1936/37 fertiggestellt. Als bestes 
M ittel zur Sicherung des W albestandes auf längere Zeit 
wird die F e s t s e t z u n g  e i n e r  H ö c h s t p r o d u k ­
t i o n  -s z i f f e r , die ohne Gefährdung des W albestandes als 
tragbar angesehen werden könnte, bezeichnet. In eingehender 
Begründung seiner Auffassung über die Lage kommt der 
Ausschuß in seinem Vorschlag an das Handclsdepartem ent 
zu folgendem  Schluß: Die norw egischen W alfanggesell- 
schaften, die eine Gesamtquote von ungefähr 800 000 Faß  
W alöl vertreten, stellen den Antrag, die Regierung m öge eine
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Fangbegrenzung auf folgender Grundlage in die W ege leiten: 
1. Festsetzung einer m engenm äßigen Begrenzung durch 
Quoten, 2. Beginn der Fangzeit am 1-. 12. 36, 3. keine B eg ren ­
zung der Fangzeit, falls sie aber begrenzt w ird , Begrenzung 
auf dreieinhalb M onate.
Bau neuer W alfangschiffe. D ie W alfang - Gesellschaft 
„G lobus“ in Larvik hat der der M oss-V erft in M oss (N o r­
wegen) ein n e u e s  W a l f a n g s c h i f f  mit einem 1200— 1300 
P S  M otor bestellt. E inen  gleichen Auftrag hat die W alfang- 
G esellschaft „P olaris“ der genannten W erft erteilt.
Zur Frage der Aufenthaltsberechtigung von Ausländern. D er 
N orw egische Industrieverband hat dem Justizdepartem ent 
einen Antrag über die Einberufung einer internen Konferenz 
zur Neuregelung der Bestim m ungen über die A ufenthalts­
berechtigung ausländischer Sachverständiger und Facharbeiter 
eingereicht. D er Industriieverband mißt der F ra g e  auch in­
sofern Bedeutung zu, als eine große Anzahl norw egischer 
Ingenieure im Ausland beschäftigt ist.

Dänemark
Annahme .des deutsch-dänischen Abkommens im Landsting.
D as Landsting nahm am 4. 3. in zw eiter und letzter ..Lesung 
die V orlage über die Ratifizierung des deutsch-dänisjchein 
H andelsvertrages vom 30.- 1. 36 an, die bereits am 21, 2. 36 
von dem Folketing angenom m en worden war. Dam it ist die 
Vorlage endgültig vom dänischen R eichstag verabschiedet 
worden, so daß nunmehr die Ratifizierung erfolgen kann. 
Verhandlungen über Reiseabkommen und Neuregelung des 
Kapitalverkehrs mit dem Deutschen Reich. Nach Meldungen 
der K openhagener Presse werden die deutsch-dänischen V er­
handlungen über den Abschluß eines Reiseabkom m ens für 
1936 und eine N euregelung des K apitalverkehrs in der kom ­
menden W oche in Berlin  aufgenom m en werden.
Neue Valutabewilligungen für die Einfuhr deutscher W aren. 
Auf Grund der Ausweitung des deutsch-dänischen W aren­
verkehrs nach A bschluß des W arenabkom m ens für 1936 
werden den Im porteuren deutscher W aren noch eine Reihe 
von n a c h t r ä g l i c h e n  V a l u t a b e w i l l i g u n g e n  für 
die laufende Zuteilungsperiode erteilt werden. Dio B erech ­
nungen für diese Zuteilungen sind in den letzten W ochen 
vom V alutakontor der N ationalbank durchgeführt worden. 
D er Valutarat hat den vom V alutakontor ausgearbeitete)n 
Verteilungsplan in einer Sitzung am 26. 2. 36 gebilligt., so 
daß die Valuta-A tteste den Im porteuren etwa am  4. 3. zti;- 
gestellt werden konnten-
D iejenigen Im porteure, die zur L e i p z i g e r  M e s s e  fuhren 
und dort E inkäufe tätigen wollten, konnten durch eine A nfrage 
beim G em einschaftskontor für Valutafragen an der K open­
hagener Börse erfahren, in w elcher H öhe (festgesetzt in 
Prozenten der ihnen bereits für die laufende Zuteiluinjgsj- 
periode erteilten Bew illigungen) ihnen noch nachträglich 
Valutabew illigungen für die Einfuhr von W aren aus D eutsch­
land zugeteilt werden-
Verhandlungen mit Großbritannien. Eine dänische A bord­
nung begab sich am 26. 2. 36 nach London, um vorbereitende} 
Besprechungen zur Aufnahme der Verhandlungen über die 
E r n e u e r u n g  d e s  d ä n i s c h - e n g l i s c h e n  H a n ­
d e l s a b k o m m e n s  aufzunehmen.

Lefiland
Lockerung der Devisenbewirtschaftung. D er M inisterrat hat 
bestimmt, daß d er Devisenausschuß berechtigt ist, von sich

aus zu entscheiden, w elche Zahlungen für eingeführte W aren 
die B ank von Lettland oder von ihr bevollm ächtigte K redit­
anstalten ins Ausland überw eisen dürfen und welche Z ah­
lungen im Verrechnu.ngswege ohne besondere Genehmigung 
des Devisenausschusses erfolgen können. D ie B e w i l l i ­
g u n g e n  z u r  W a r e n e i n f u h r ,  deren Begleichung und 
für sonstige ins Ausland gehende Zahlungen kann der D e ­
visenausschuß an die Bedingung knüpfen, daß die ausländi­
schen Zahlungsm ittel im W ege der Ausfuhr lettländischer 
Erzeugnisse nach bestim m ten Ländern oder durch W aren­
durchfuhr, Versicherung, Transport, Spedition und ähnliche 
Dienstleistungen erw orben sind. Endlich ist der Devisenaus­
schuß berechtigt, die Verw endung solcher a u s l ä n d i s c h e r  
Z a h l u n g s m i t t e l  zu gestatten, die in den Bestim m un­
gen über die D evisenerfassung nicht vorgesehen sind. Das 
sind M ittel, die nicht durch den H andel und verwandte W irt­
schaftszw eige erw orben sind, also etwa R echtsanw alts­
honorare, Schenkungen und ähnliche Sondereinkünfte.
Aktive Zahlungsbilanz. N ach Vorangaben ergab das Ja h r  
1935 eine recht günstige Zahlungsbilanz mit einem Ü e b e r ­
s c h  u ß  von 4,5 Mill. Ls. gegenüber 1,8 Mill. 1934. Am 
günstigsten stellte sich die V erkehrsbilanz (einschließlich Post, 
T elegrap h und Telephon) mit einem U eberschuß von 8,03 
Millionen.
Verbilligung der Hafensätze geplant. Um die W e t t b e ­
w e r b s f ä h i g k e i t  d e r  l e t t l ä n d i s c h e n  H ä f e n  zu 
prüfen, will das Finanzm inisterium  die Sätze der Sch iffsver­
treter, der Stauer, der H afenverw altungen usw. einer gründ­
lichen Durchsicht unterziehen.
Internationale Holzkonvention. Auf der im Novem ber v. J .  
in Kopenhagen abgehaltenen internationalen H olzkonferenz 
wurde bekanntlich mit den außerhalb der C. I. B . (Conference 
Internationale de Bois) stehenden Staaten eine Konvention 
über die M enge der Holzausfuhr im Ja h re  1936 abgeschlossen. 
Insgesam t sollen danach 3 850 000 Standards ausgeführt w er­
den, wovon 3/4 durch Sow jetrußland, Schw eden und F inn­
land und 1/  ̂ durch die Staaten der C .I.B . geliefert \yerden 
sollen. Nunmehr ist auch Lettland zum B eitritt aufgefordert 
worden. Die Kom m ission für den H olzhandel der lettländi­
schen H andels- und Industriekam m er sprach sich für den 
Beitritt zur H olzkonvention aus.

Maßnahmen zum Ausbau der W irtschaftsbeziehungen mit 
dem Auslände. E ine Komm ission der Handels- und Indusitrie- 
•kammer hält in letzter Zeit Beratungen über M aßnahm en zur 
Ausgestaltung der W irtschaftsbeziehungen mit dem Auslande 
ab. U . a. ist beabsichtigt, zur Förderung der Ausfuhr und zur 
Vorbereitung de* H andelspersonals bei der Kam m er ein I n ­
s t i t u t  f ü r  E x p o r t a g e n t e n  einzurichten.

Verschärfte Bestimmungen für Auslandspässe. Mit Genehm i­
gung des M inisterrats treten n e u e  B e s t i m m u n g e n  f ü r  
A u s l a n d s p ä s s e  in K raft, die zwar an den Gebühren fast 
nichts ändern, dagegen dem Finanzministerium, dem Innen­
ministerium und den lettländischen Vertretungen im Auslande 
das Recht einräumen, die Erteilung oder Verlängerung 
des Auslandspasses zu verhindern, wenn der Betreffende mit 
der Entrichtung von Steuern im Rückstände ist oder gericht­
lich belangt wird. Sam m elpässe für Reisegruppen bleiben 
bestehen.
Für die Schiffahrts A.-G. „N auta“ hat der lettländische 
Finanzm inister eine Liquidationskommissi|On eingesetzt. D ie 
Liquidation dieser G esellschaft erfo lgt aus dem Grunde, weil 
sie von ihrem Aktienkapital in Höhe von 100 000 L at in letzter
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Zeit 42 000 Lat verloren hat. D ie Liquidationskomm ission b e ­
findet sich in R iga, L. Pils-iela 24.
W echselproteste, I m  J a n u a r  d. J .  kam en zum Protest 
7G82 W echsel mit 1,3 Mill. Lat im Janu ar 1935 dagegen 5820 
W echsel mit 1,0 Mill. Lat.
Konkurse. I m  J a n u a r  d. J .  wurden 4 Konkurse mit zu­
sammen 131 000 Lat angem eldet, gegen 7 K onkurse mit 
95 000 Lat im Janu ar 1935.

Estland
Schiffahrt. I m  J a n u a r  d.  . J .  k a m e n  i n  d e r  A u s ­
l a n d f a h r t  i n  d e n  H a f e n  R e v a l  e i n  105 Schiffe mit 
59651 Nrgt. und l i e f e n  a u s  85 Schiffe mit 45 993 Nrgt. 
Im Eingang ist im Vergleich mit dem Janu ar 1935 eine Z u­
nahme der Tonnage im Ausgang eine Abnahme zu ver­
zeichnen.
Zolländerungen. Durch ein D ekret des Staatspräsidenten 
sind folgende neue Zollsätze (M inim alzolltarif) für ver­
schiedene Einfuhrw aren am 14. 2. 36 in K raft gesetzt 
w orden:
P h o s p h o r s ä u r e  (§ 108 p 7— a) 0,05 Kr. je  kg  R ein g .; 
selbstfahrende L o k o m o b i l e n  (•§ 167 p 13) 0,015 Kr. je  
kg R eing .;
B r i s t o l p a p p e ,  einfache; P a p p e  und Bristolpappe hoch­
geglättet, poliert, lackiert, desgl. gefärbt, jedoch nicht in 
der M asse (§ 177 p 1— f) 0,30 Kr. j e  kg  R eing .;
Pappe und B risto lpap pe' mit W asserzeichen, ausgenom men 
Fabrikzeichen und gew öhnliche gerade Linien; Pappe und 
Bristolpappe mit eingepreßten Mustern od er Zeichnungen, 
auch lack iert; Pappe und Bristolpappe aller Art, zu Streifen 
oder K arten geschnitten: K offerpappe mit eingepreßten 
Mustern oder Zeichnungen, auch gefärbt oder lackiert (§ 177 p 
1—h a) 0,12 Kr. je  kg  R eing .;
alle übrigen (§ 177 p 1— h ß) 0,35 Kr. je  kg  R ein g .; 
künstliche Därm e aus Pergam entpapier oder Zellophan; E r ­
zeugnisse aus Lignin; Fliegenpapier in Patronen, wie: 
„A eroxon“ und ähnl. (§ 177 p 3—a) 3 .— Kr. je  kg  R o h g .; 
baumwollene Samt- und Plüschgew ebe, alle außer den in 
Punkt 2 , genannten (§ 189 p 1) 10.— Kr. je  kg R eing .; 
Borten und Bänder bis zu 10 cm breit (§ 189 p 2) 25.— Kr. 
je  kg  Reing.
Anmerkung zu § 189: D ie in diesem  Paragraphen genannten 
W ären mit Genehmigung des W irtschaftsm inisters für In ­
dustriezw ecke: 1,— Kr. je  kg  Rohg.
Seile, Schnüre und Bindfaden aus den in Punkten 2, 3 u. 4 
des § 179 genanten Faserstoffen,, wovon zehn laufende 
M eter (§ 190 p 1—a) über 50 g -wiegen, 0,40 Kr. 
(Punkt 1 — b),
über 25 g jedoch unter 50 g 0,60 Kr. (p 1— c), 
über 10 g, jedoch unter 25 g, 0,80 Kr. je  kg R eing. 
Anmerkun.g 1. zu § .1 9 0 : Schnüre, deren zehn laufende M eter
10 g oder weniger wiegen, werden wie Zwirn oder Garn 
verzollt.
Neue Industrieunternehmen. Die Firm a A. Christiansen, 
Reval, eröffnet in Reval eine H o l z b e a r b e i t u n g s ­
f a b r i k ,  in der 70 A rbeiter Beschäftigung finden werden. 
Zur Herstellung werden vorwiegend H olzrollen für die Aus­
fuhr gelangen .— D er Zentralverband der Konsumvereine 
„ E T K “ hat die Genehmigung für die Einrichtung einer 
einer M e t a l l w a r e n f a b r i k  in Reval erhalten, in welcher 
Tür- und Fensterangeln, Oefen, Ofentüren, Landm aschinen­
teile und andere M etallw aren hergestellt werden sollen. —

Die T r i k o t f a b r i k  O skar Kilgas A /G . hat die G e­
nehmigung für die Einfuhr von 30 W ebstühlen für feine 
Stoffe aus Deutschland erha’ten. — Die Krähnholm er B a u m -  
w O l l m a n u f a k t u r  erhielt die Genehmigung für die E in ­
fuhr einer modernen Zwirnm aschine. D ie A/G- B. Be- 
sprosvanny & Sohn, Reval, erhielt die Lizenz für die E in ­
fuhr einer Strickm aschine aus Deutschland.
Bau der Zellstoffabrik zurückgestellt. Die Stadtverwaltung 
von P e r n a u  'hat sich dieser T a g e  an den Staatspräsidenten 
mit dem V orschlag gewandt, die geplante Sulphatzellulose- 
fabrik auf dem in der Nähe der Stadt bslegenen Gelände 
der früheren Z ellstoffabrik „W aldhof“ zu errichten. Aus 
der Antwort des Staatspräsidenten ging hervor, daß der 
Bau der Z ellstoffabrik zwar vom Staatsw irtschaftsrat b e ­
fürwortet worden ist, daß der betreffende Entw urf indessen 
zw ecks ergänzender Ausarbeitung von der Regierung zu­
rückgezogen worden sei. Die ganze Frage soll der E n t­
scheidung des zukünftigen Parlam ents Vorbehalten werden. 
Leichte Zunahme der W echselproteste. Im letzten Viertel des 
Ja h res  1935 g elan g tet insgesam t 6725 W echsel im B etrage 
von 1,3 Mill. Kr. zum notariellen Protest gegen 6125 W echsel 
für 1,0 Mill. Kr. im gleichen Zeitraum des V orjahres. Diese 
Zunahme der W echselproteste steht im Zusamm enhang mit 
der a l l g e m e i n e n  B e l e b u n g  a u f  d e m  K r e d i t ­
m a r k t .
Im  M onatsdurchschnitt des Ja h res  1935 wurden 2096 W echsel 
für 0,4 Mill. Kr. zu Protest gegeben gegen 2L71 W echsel 
im B etrage von 0,4 Mill. Kr. im M onatsdurchschnitt 1934.

Freie Siadl Danzig
Schiffahrt. I m  F e b r u a r  d. J .  k a m e n  in den H afen 
Danzig in der Auslandfahrt e i n  324 Schiffe mit 2 0 L 602 N rgt., 
davon mit Ladung 133 Schiffe mit 89 671 N rgt., ohne L a ­
dung 157 Schiffe mit 102 554 N rgt., N othäfener 34 Schiffe 
mit 9377 Nrgt. E s  g i n g e n  a u s  335 Schiffe mit 212 677 
Nrgt., davon 289 Schiffe mit 182 342 Nrgt. mit Ladung, 
16 Schiffe mit 19 775 N rgt. ohne Ladung, -30 N othäfener 
mit 10 560 Nrgt.
Neue Zollsätze bezw. Zollfreiheit für die Ausfuhr von E r ­
zeugnissen der D anziger Industrie, H andw erks und Land­
w irtschaft wurden im Dziennik U staw  Nr. 16 vom 3. 3. 36 
gem äß Verordnung des polnischen Finanzm inisters Vom 25. 2.
36 festgesetzt. Interesse»ten können in die Liste in der R e ­
daktion des „O stsee-H andel“ Einsicht nehmen.

Polen
Das Ergebnis der großen W irtschaftsberatung. Die v ier­
tägigen Beratungen der von der polnischen Regierung ein- 
berufenen W irtschaftstagung wurden damit beendet, daß die 
in den vier Unterausschüssen gefaßten Entschließungen in  der 
Schlußsitzung angenom m en wurden. D er M inisterpräsident 
K oscialkow ski hat in seiner Schlußansprache, in der er den 
Teilnehm ern der Tagung und insbesondere dem Finanz-
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minister Kw iatkow ski den D ank der Regierung ausdrückte, 
erklärt, daß das in der Tagung erarbeitete M aterial der R e ­
gierung a ls  Grundlage für ihre weitere T ätigkeit auf dejm 
Gebiete der W irtschaftspolitik dienen werde. D ie Regierung 
werde die angeknüpften Verbindungen zur W irtschaft weiter 
ausbauen und bei ihren M aßnahm en mit ihr Hand in Han(d 
arbeiten. E r  betonte insbesondere, daß in der gesam ten B e ­
völkerung das Versständnis dafür gew eckt w erden könnte, 
daß e s  nicht angehe, die Fo lgen  der W irtschaftskrise vo(n 
einer Bevölkerungsgruppe auf die andere abzuw älzen, sondern 
daß alle zusammen sich bemühen müssen, die M ittel und 
W ege zu finden, um die K rise zu überwinden.

Stärkeres Interesse an Holzausfuhr nach Deutschland. Das
H olzfachblatt „R ynek D rzew ny“ berichtet vom W ilnaer P ap ier­
holzm arkte, daß in d er H altung der dortigen H olzausfuhr­
händler gegenüber Deutschland ein Umschwung eingetreten 
sei und ein wachsender T eil d ieser H ändler bestrebt sei, sich 
an der Papierholzausfuhr nach. D eutschland unter dem Ver- 

• rechnungsverfahren zu beteiligen. D ie U rsache für diesen 
Umschwung sieht der „R ynek D rzew ny“ außer in der immer 
deutlicher werdenden Bew ährung des deutsch-polnischen V e r­
tragsw erkes vom 4. 11. 35 insbesondere in dem B estreben  
der polnischen Papierindustrie, die Papierholzpreise, die sie 
zuletzt mit 15,80 ZI. je  fm  frei W loclaw ek erstellt hatte, w eiter 
zu drücken. Auch die Ausfuhr von K iefernblöcken nach 
Deutschland unter dem  Verrechm m gs verfahren sei in sicht­
lichem Zunehmen begriffen.

Der Lohnkonflikt im Kohlenbergbau geht weiter. Mit dem
im Lohnkonflikt im ostoberschlesischen K ohlenbergbau vom 
Ständigen Schlichtungsausschuß in Kattow itz gefällten 
Schiedsspruch, der die bisherigen Lohntarife in dieser In ­
dustrie bis vorläufig 31. 7. 36 verlängert und A rbeitnehm er 
und A rbeitgeber darüber hinaus auf neue Verhandlungen ver­
weist, sind b e i d e  T e i l e  n i c h t  z u f r i e d e n .  Ei n 
B e t r i e b s r ä t e k o n g r e ß  der G ew erkschaften hat b e ­
schlossen, die bisherigen Forderungen der Arbeitnehm er auf 
eine 10 proz. L o h n e r h ö h u n g  im V erhandlungswege 
w eiter anzustreben. D erselbe K ongreß hat beschlossen für 
den Fall, daß die Bergarbeiterlöhne in den benachbarten 
K ohlenrevieren D om brow a und K rakau gesenkt werden und 
die dortigen B ergarbeiter desw egen in einen Streik  eintreten 
sollten, auch in O stoberschlesien den. Streik  zu proklam ieren. 
E s  läuft die Meldung ein, daß ein v o n  d e r  R e g i e r u n g  
e i n g e s e t z t e r  a u ß e r o r d e n t l i c h e r  V e r g l e i c h s ­
a u s s c h u ß  die Verlängerung d es bisherigen T arifvertrages 
bis 31. 5. 36 verfügt hat.

Streik in der Textilindustrie. D er L o h n k o n f l i k t  in der 
L o d z e r  T e x t i l i n d u s t r i e  ist so weit gediehen, daß 
die G ew erkschaften am 2. 3. 36 den Streik  in säm tlichen 
textilindustriellen B etrieben begonnen haben, die sich nicht 
restlos an die Bestim m ungen des in der Textilindustrie b e ­
stehenden Lohntarifvertrages halten werden. Zu Beginn des 
K onfliktes hatten die Verbände der A rbeitgeber eine H erab ­
setzung der Textilarbeiterlöhne verlangt, die die staatlichen 
Arbeitsbehörden jedoch verw eigert haben. Auf B etreiben der 
letzteren haben die organisierten A rbeitgeber sich schließlich 
damit einverstanden erklärt, den bisherigen Tarifvertrag auf­
recht zu erhalten, doch haben die nichtorganisierten A rbeit­
geber weiter' auf ihrer Forderung nach Lohnerm äßigungen 
bestanden. Ihre B etriebe werden von dem  für den 2. 3. 36 
erklärten Streik  erfaßt.

Die Gew erkschaften haben neuerdings einen allgem einen 
Streik , der sämtliche B etriebe dieser Industrie stillegen soll, 
beschlossen. D ieser a l l g e m e i n e  Streik  soll am 6. 3. 
begonnen werden und am 7. 3. 36 voll durchgeführt sein. 
B isher streiken von den etwa 80 000 Arbeitern der T e x til­
industrie etw as über 35 000.
Italien liquidiert Textilbesitz. In der Prozeßsache der polni­
schen M inderheitsaktionäre gegen die italienischen M ehr­
heitsaktionäre bei dem großen L o d z e r  B a u m w o l l -  
k o n z e - r n  I. K . Poznanski A .-G . eröffnet sich die Aussicht 
auf eine Verständigung der beiden Streitteile. D ie Italiener, 
über deren Aktienbesitz jetzt der italienische Staat im Zeichen 
seines Zugriffs auf den gesam ten italienischen Kapitalbesitz 
im Auslande die K ontrolle hat, haben sich bereit erklärt, 
ihre Aktienm ehrheit zu verkaufen und ihre K apitalbeteiligung 
an dem U nternehm en vollständig aufzugeben. Ob, wie pol­
nische B lätter bereits ankündigen, ein Abschluß tatsächlich 
binnen kurzem  zustandekommt, b leibt noch erst abzuwarten. 
Direkte Schiffsverbindung Polen— Südamerika. Am 28. v. M. 
trat der D am pfer „PuLaski“ der Gdingen-Am erika-Linie seine 
erste Fahrt von Gdingen nach R io de Jan eiro  und Sao 
Paolo an. D as Schiff, das zu den größten der polnischen 
H andelsflotte gehört, wurde vor kurzem  in Kopenhagen voll­
ständig überholt. D ie ersten Fahrgäste waren durchweg Aus­
wanderer.
Um die Zyrardow -W erke. D ie bereits zum dritten M ale auf­
genom menen Verhandlungen mit der französischen M ehrheits­
gruppe Boussac der Z y r a r d o w - W  e r k e  w egen des Ver- 
k a u f s  d e r  A k t i e n m e h r h e i t  sind ergebnislos ab g e­
brochen worden.
Steigen der Arbeitslosigkeit. Auch in der 2. Februarw oche 
ist die Gesam tzahl der in Polen am tlich registrierten A rbeits­
losen w eiter um 5000 auf 488 000 gestiegen, wenn auch nicht 
mehr in dem selben U m fange wie in den voraufgegangenen 
Monaten. D ie Arbeitsbehörden nehm en an, daß die industrielle 
A rbeitslosigkeit in Polen damit für diese W intersaison ihren 
Höchststand erreicht hat und im Laufe des M onats März 
wieder langsam , dann schneller zurückgehen wird. D ie G e­
sam tziffer der A rbeitslosen war am 1. 3. 1936 um etwaj 
27 400 n i e d r i g e r  a l s  i m  g l e i c h e n  Z e i t p u n k t  d e s ' 
V o r j a h r e s ,  wobei der größere T eil dieser Abnahm e auf 
die Provinz O stoberschlesien entfallen soll.

Finnland
Die Lage auf dem internationalen Holzmarkt. B ei den in
H elsingfors Ende Februar abgehaltenen, Beratungen des V o ll­
zugsausschusses der europäischen Holzausfuhrkonvention, die 
einer Reihe von Verw altungsfragen der Konvention, gewidmet 
waren, wurde auch die L age  auf dem internationalen H olz­
m arkt erörtert. H ierbei wurde festgestellt, daß die L age auf 
dem H olzm arkt sich befriedigend entw ickelt und die Preise 
nach der Senkung des V orjahres wieder im Steigen begriffen 
sind. D ie nächste Sitzung des Vollzugsausschusses wird in 
M oskau sattfinden.
Der nordische Handelskongreß, der von den Handelskam m ern 
D änem arks, Schw edens, Finnlands, N orw egens und Islands 
veranstaltet wird, findet im Septem ber d. J .  in Stockholm  
statt. Zw ecks Verhandlungen über das Program m  des K o n ­
gresses hat dieser T a g e  der zuständige finnländische Aus­
schuß unter Leitung des Präsidenten der finnländisehen Z en­
tralhandelskam m er Dr. Paasikivi in Stockholm  gew eilt.
Bessere Ueberwachung des deutsch-finnländischen Verrech­
nungsverkehrs. D er Leiter des neueingerichteten Clearing­
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büros bei der Zollkam m er I in H elsingfors, J ä g e r r o o s ,  
teilt mit, daß d as neue U eberw achungssystem  sich in dieser 
kurzen Zeit bereits vorteilhaft ausgew irkt habe. D ie Zahl 
der von den Einfuhrfirm en bei der Einfuhr auf Kredit a b ­
gegebenen Z a  h l u n g s v e r b i n d l i c h k e i t s  e r k l ä r  u n - 
g e n  ist bei den H elsingforser Zollkam m ern auf 12 500 h e r ­
u n t e r  g e g a n g e n ,  so daß in kurzer Zeit eine Verm inde­
rung um 40000 St. eingetreten ist. Durch das neue U eb er­
wachungssystem habe man auch schon feststellen können, 
daß ein großer T eil der a ls  unerledigt geführten Zahlun,gs- 
verbindlichkeitserklärungen wirklich zur angegebenen Zeit 
bezahlt wurden, daß aber die Auslösung der V erbindlich­
keitserklärungen beim Zoll m eistens aus U nachtsam keit unter­
blieben war. Auf W unsch der finnländischen Geschäftsleute 
würden die Zahlungsverbindlichkeitserklärungen j e t z t  a m  
V e r f a l l s t a g e  von dem Clearingbüro telephonisch (in 
H elsingfors) und schriftlich (außerhalb von H elsingfors, durch 
Verm ittlung der H elsingforser Spediteure) a b g e r u f e n .  
D iese Methode hätte zur Fo lge  gehabt, daß die R echnungs­
beträge jetzt fast regelm äßig am V erfallstage bezahlt werden.

Einfuhrkontrolle für Weizen. Laut der geltenden Anmerkung 
Tarifnum m er 32 des finnländischen Einfuhrzolltarifs dürfen 
finnländische Mühlen, welche bei der Verm ahlung einheim i­
schen W eizen verwenden, bei der Einfuhr eine gleich große 
M enge ausländischen W eizens zu einem um 35 Pfennig je  kg 
geringeren Zollsatz einführen. D ie Zolldifferenz wurde den 
W eizenmühlen auf dem W ege des Zollerstattungsverfahrens 
zurückvergütet. Die K ontrolle hierüber konnte jedoch m angels 
gesetzlicher Vorschriften sich nur auf die W eizenmühlen, 
nicht aber auch auf andere W eizen einfuhrfirmen erstrecken, 
weshalb M ißbräuche eintraten. D ie Preisgestaltung m achte 
es näm lich für die Einfuhrfirm en von ausländischem W eizen 
verlockend, diesen an die Mühlen entweder als einheimischen 
W eizen oder vermischt mit einheim ischem  W eizen zu ver­
kaufen. E in  Gesetzentw urf befindet sich daher in V o rb e­
reitung, in welchem vorgesehen ist, daß aus dem Auslande 
eingeführter ungem ahlener W eizen nicht als einheimisches 
Produkt und auch nicht vermischt mit einheimischem W eizen 
im Inlande verkauft werden darf.

Vorarbeiten für einen neuen finnländischen Zolltarif. Das
vom Staatsrat eingesetzte K om itee, das beauftragt worden 
war, einen V orschlag zur N eugestaltung der N omenklatur (des 
finnländischen Zolltarifs auszuarbeiten, hat seinen Auftrag 
ausgeführt. D er neue T arif ist in 21 Abteilungen und 80 
Gruppen eingeteilt. Zusammen sind 2049 Tarifnum m ern vor­
gesehen. D er Ausschuß hat versucht, sich, soweit dieses nur 
möglich war, nach dem V orschlag des Völkerbundes zur 
Vereinheitlichung der Zolltarife zu richten. B ei der Aus­
arbeitung des neuen T arifs' sind Sachverständige von den ver­
schiedenen Gebieten zu R ate  gezogen worden. Ob dieser 
Vorschlag der Kom m ission zu Zollvorlagen der Regierung 
Jn absehbarer Zeit führen wird, läßt sich noch nicht ü ber­
blicken. •

Neuregelung der Ausfuhrprämien. In dem Staatshaushalts­
plan für 1936 sind 60 Mill. Fm k. zur Preissicherung für E  r  -

Z e u g n i s s e  d e r  H a u s t i e r z u c h t  festgesetzt und weitere 
25 Mill. Fm k. zur Preissdcherung von V  i e h  w i r  t s c h a f t s - 
e r z e u g n i s s e n  vorgeschlagen worden. Auf Beschluß des 
S taatsrates sind je tz t die n e u e n  A u s f u h r p r ä m i e n  
f e s t g e s e t z t  worden. Dem nach w erden v ergü tet: für 
B u tter 4 Fm k., für nach Qualitätsgruppen gestem pelten K äse 
und Schm elzkäse in Schachteln bei einem Fettgehalt von über 
50 Proz. 4 Fm k., für K äse anderer Art 2 Fm k., für H ühner­
eier 2 Fm k., für Schw einefleisch 3,25 Fm k., für Rindfleisch 
1 Fm k., für gesalzenes Renntierfleisch 2,50 Fm k., für g e ­
räuchertes Renntierfleisch 3 Fm k. und für frisches R enn tier­
fleisch 1,50 Fm k. je  1 kg , sowie für lebende Schw eine 2,50 
Fm k. je  kg Lebendgew icht. Für gesalzenes und geräuchertes 
Schw einefleisch, das nach England ausgeführt wird, wird, 
soweit nicht nachgew iesen werden kann, daß es von dort 
w eiterebefördert wird, einstweilen keine Ausfuhrprämie ausge­
zahlt. Für K äse und Schm elzkäse in Schachteln, der nach jden 
Verein. Staaten ausgeführt wird, werden ebenfalls einstw eilen 
keine Ausfuhrprämien vergütet. Gleichzeitig mit der N eu­
regelung der Sätze wird die Gültigkeit dieser Ausfuhrprämien 
nunmehr a u c h  für die finnländische Ausfuhr n a c h  
D e u t s c h l a n d  wirksam.

Zur Errichtung einer „Finland Levant-Linie“ . D ie finnlän­
dische D am pfschiffahrtsgesellschaft J;F A A “ in H elsingfors 
beabsichtigt einen M ittelm eerdienst auszubauen. D ie mit der 
schwedischen G esellschaft „ S v e n s k a  O r i e n t  L i n j e n “ 
geführten Verhandlungen haben das E rgebnis gehabt, daß 
die beiden G esellschaaften künftig von Finnland aus eine G e - 
m ei n s c h a f t s 1 i n i e unter dem Namen „Finland Levant 
Linie“ betreiben wollen. Dadurch würde zweimal monatlich 
eine d i r e k t e  Verladem öglichkeit von südfinnländischen 
H äfen nach den Levantehäfen bestehen.

Dampferverkauf an den Levantedienst. D ie Gotenburger 
D am pfschiffahrtsgesellschaft T irfing hat ihren D am pfer 
„ R o l a n d “ , der 1922 bei E riksb erg  erbaut worden ist, und- 
eine Verdrängung von 3200» t d .w . hat, an die F i n n l ä n ­
d i s c h e  D a m p f s  c h i f f a h r t s g e  s e l l s c h a f t  (FAA.) 
v e r k a u f t .  D ie finnländische R eed erei beabsichtigt, das 
Fahrzeug auf ihrer Levante-Linie einzusetzen, auf der sie mit 
der Schw edischen Orientlinie einen Gem einschaftsdienst 
unterhält.

Staatliche Flugzeugfabrik in Tamm erfors. D er Bau der staat­
lichen Flugzeugfabrik in. T am m erfors scheint, wie eine finn­
ländische Pressestim m e berichtet, so weit gediehen zu sein, 
daß mit der U ebersiedlung der H elsingforser Flugzeugfabrik 
H erbst 1936 gerechnet werden kann. W enngleich beabsichtigt 
ist, die in H elsingfors in Gebrauch stehenden M aschinen 
größtenteils auch in Tam m erfors zu verwenden, so ist mit 
einer N e u a n s c h a f f u n g  v e r s c h i e d e n e r  M a s c h i ­
n e n ,  für deren Ankauf das Verteidigungsm inisterium bereits 
eine Vorlage zur Bew illigung von 11 bis 12 Mill. Fm k. ausl- 
gearbeitet hat, zu rechnen.

Bau einer staatlichen Kanonenfabrik. Das Kriegsm inisterium  
erw ägt den Bau einer staatlichen K anonenfabrik in W asa. 
Vorbereitende Untersuchungen sind im Gange.
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Brief aus Guatemala,
(W ir bringen heute den Schluß des Berichtes unseres 
Freundes Mann in Antigua.)
. . . Meinen sonstigen W ohngästen machte siolch ein T o u ­
ristentag, von denen es 4 im Monat gab, immer großen Spaiß, 
und m anches junge Mädchen, zog sich als Indianerin an und 
half uns verkaufen. So war im vorigen Ja h re  ein alter .Am eri­
kaner für sechs W ochen hier mit seiner Tochter, der mich 
auch auf H erz und Nieren prüfte, wie ich über H itler dachklel, 
sich aber zufrieden gab, als ich ihm sagte, daß H itler der 
rechte Mann für Deutschland sei,und Am erika nicht erobern 
wolle. D iese T ochter, ein hübsches junges M ädchen, blond, 
sah als Indianerin entzückend aus. Als nun einmal ein kau f­
lustiger Am erikaner nach einer W eberei fragte und den Preis 
wissen w ollte: Your money or your m oney? da wurde sie ver­
legen und wußte nicht, w as sie sagein sollte. A ber beim  
nächsten M ale war sie schon schlagfertiger auf die F rag e  
woher sie ihr gutes E nglisch  h ab e : Oh I w as brought up in 
the States.
U nter den Touristen war jedesm al eine Anzahl deutsch’- 
sprechender, und es war uns ein besonderes Vergnügen, ihnen 
deutsches B ier, oder eine gute F lasch e Rheinw ein anbieten 
zu können. E s  gab aber auch andere, die sich nachher b e ­
schw erten, bei einem D eutschen gegessen zu haben. D a ist 
mir einer in Erinnerung, der sich nicht nur hierüber ber- 
schw erte, sondern auch über d as Eau de Cologne au|s 
Deutschland, das er sich in Guatemala gekauft hatte! Um  
diesen Mann zufrieden zu stellen, wurde er in das Geschäft 
zurückgefahren und da gab dann ein Ju d e dem anderen das 
Geld zurück für Kölnisch W asser aus Deutschland! Einm al 
kam  ein H err, der Landesw ein triinken wollte. Ich  bot ihm 
„D onauperle“ an, Apfelsinenwein, von einem O esterreicher 
hier hergestellt. E r  schm eckte ihm sehr gut, aber als ich 
ihm sagte, was er getrunken habe, erw iderte er: H ätten Sie 
gew ußt, w er ich bin, dann hätten Sie nicht mir d iesen , Weiin 
für 1.50 D ollar angeboten. E r  hatte gem eint, wenn mir b e ­
kannt gew esen, daß er ein Millionär w äre, hätte ich ihrti eine 
Flasche zu 5 .— D ollar oder mehr aufgehängt. E r  mußte in 
unser Gästebuch einschreiben, was er gern tat, aber mit dem 
Zusatz, daß er dafür nichts berechne. D arauf meine Frau : 
„ Ich  berechne Ihnen auch nichts dafür, daß S ie  einschreiben 
dürfen.“
Auf diese W eise haben wir in unserem Gästebuch eine M enge 
interessanter Namen gesam m elt. So u. a. den Präsidenten 
von Columbien, dem hier im Beisein säm tlicher hiesiger 
M inister ein großes B ankett gegeben wurde, dann Mrs;. 
Theodore Roosevelt, die W itw e des verstorbenen und T ante 
des jetzigen  Präsidenten, die Anfang d. J .  hier war und 
schon im voraus Zimm er bestellt hatte, ohne überhaupt nach 
der H auptstadt zu gehen. Zweimal waren auch ganze F ilm ­
kom pagnien hier, die d ie Ruinen als natürliche S taffage b e ­
nutzten. E in e davon film te eine Fortsetzung von Tarzan, 
dem W aldm enschen.

I n . Gem einschaft mit den kolonialen Verbänden hörten wir 
am M ittwoch, dem 26. Februar, H errn Schriftleiter Marian 
Hepke über das T h em a: Das neue Polen. A ls selten g e ­
schickter Polen-A postel führte der Vortragende seine H örer 
ganz kurz in die Geschichte dies 33 M illionen-Volkes ein, das

vor 150 bis 200 Jah ren  durch seinen Parlam entarism us zu­
grunde gegangen war. Nach der Aufteilung unter frem der 
H errschaft — an Rußland, O esterreich und Deutschland — 
hat sich das den Polen eigene Nationalgefühl erhalten. Auf 
dieses baute der M arschall Pilsudski als Erzieher des Volkes 
auf, a ls  er nach dem K riege die M arschrichtung für das neue 
Polen bestim m te. Aus dem gegebenen Lebensbild des pol­
nischen M arschalls ergab sich die Regierungsführung des 
Landes. Auf einer Rundreise wurde Polen als Land d arge­
stellt, aber auch ebenso klar das W irtschaftsgebiet Polen., 
als der Schnittpunkt der Kulturen, sow ie H andel und In ­
dustrie. Bew ußt ist das Brauchtum, das sich aucn in den. 
Trachten zeigte, erhalten geblieben, weil die Regierung 
Pilsudski dies förderte. Nach den Ideen des verstorbenen 
Volkshelden leitet auch die heutige Regierung, .d ie  ebenfalls 
im Bilde vorgestellt wurde, die G eschicke des Landes. Sehr 
fein zeigte der V ortragende nach Bildern von der Schönheit 
des Landes, von seinen W äldern und W intersportgebieten,, 
Landstriche mit K riegergräbern, die ihn zu der Sch lu ßfolge­
rung veranlaßten, daß d as neue Polen Pilsudskis wie das peue 
Deutschland H itlers a ls  friedliebende N achbarn an der V ö lker­
verständigung Europas zu wirken geeignet sind. Nicht nur in 
W ort und Bild, sondern auch die Musik vermittelte der V o r­
tragende, der starken Beifall mit seinen eindrucksvollen 
Schilderungen verdient erntete.

In zwei ausführlichen und lehrreichen V orträgen berichtete 
H err Professor Pietzcker über das in französischer Sprache 
erschienene Buch des P rofessors der Volksw irtschaft E . L. 
Guernier mit dem T itel Afrika als Betätigungsfeld für Europa. 
D as W erk  deutet darauf hin, daß d*er G edanke A frika als 
Kolonialgebiet für den europäischen Lebens- und Arbeitsdrang 
zu benutzen nicht neu ist, enthüllt aber ganz neue großzügig'© 
Pläne, die von dem Gedanken ausgehen, daß der koloniale 
status quo nicht bestehen bleiben kann. Für den besonnenen 
K enner afrikanischer Verhältnisse zerfällt Europa in drei 
Gruppen: 1. kapitalreich und reich an Kolonien, aber arm 
an überschüssiger A rbeitskraft, 2. arm  an Kolonien und 
Kapital, aber reich an überschüssiger K raft, 3. kapitalarm , 
aber reich an Kolonien und A rbeitskraft D ie erheblichen 
Mittel, die auf 71/2 Milliarden Reichsm ark veranschlagt sind, 
könnten ohne Bedenken investiert werden, da der schw arze 
E rdteil reich an a l l e n  R ohstoffen ist, die Eurqpa gebraucht. 
D ie Hochemt wicklung der Produkte und ihre Verteilung w äre 
einer allgem einen europäischen A frikakonferenz vor zu behalten. 
E ine Erschließung durch Verkehrsm ittel und zu schaffende 
V erkehrsw ege ist Vorbedingung. Dann könnten jährlich  eine 
halbe M illion M enschen angesiedelt werden, was zur Ruhe 
und W ohlfahrt in E uropa beisteuern würde. U nterschiedlos 
hätten alle europäischen Staaten an der Durchführung dieses 
Planes zu wirken, w as gerade Deutschland — dem V olk ohne 
Raum  — sehr nützen würde- L iefert A frika heute schon ca.
90 Proz. aller europäischen Rohsstoffe, so wäre Europa dann 
als Abnehm er und Lieferant unabhängig von Am erika und 
Asien. D er ganze W eltm arkt würde dann ein anderes Gesicht 
bekom m en. Zahlreiche statistische Angaben und Kartenbilder 
unterstützten diese Ausführungen, die jedem  kaufmännischen 
K reise größtes Interesse abgew innen werden, das besonders 
in unserem K reise bestand. D ie um fangreiche A rbeit des 
Vortragenden verdiente den reichen Beifall.
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Gas-Feuerstätten
für Ilärteglühöfen, Schmelzöfen, Tauchlötöten, Lackierölen, Hochtem peraturöfen, Schmiedeleuer, 
Lötereien, Druckereien, Glasbläsereien, Duraluminbäder, Plättanstalten, Hotels, Gastwirtschaften, 
Bäckereien, Fleischereien und andere mehr.

Rationelle Wirtschaft durch Gas!
Kennen Sie unseren außerordentlich günstigen Gewerbetarif? W ir beraten Sie kostenlos und dienen 
Ihnen jederzeit ganz unverbindlich für Sie mit ausführlichen Voranschlägen.

G a s g e m e i n s c h a f l  S t ä d t i s c h e  W e r k e  A.-G.
S t e t t i n ,  Kleine Dorastraße 20, Telephon 31909; Große Wollweberstraße 60/61, Telephon 30788; Jasenitzer Straße 3, Telephon 207 97 
A l t  d a m  tn, Gollnovver Straße 195, Telephon Altdamm 657: F i n k e n w a l d e ,  Adolf-Hitlerstraße 80, Telephon Altdam m  270 
G r e i f e n h a g e n ,  Fischerstraße33,Telephon Greifenhagen 416; S t o l z e n  h a g e n ,  Hermann Göringstraße 44, Telephon Stolzenhagen 43

X  Bruno Stillert x
STETTIN

Handelshaus Drei Eichen

Kohlen
aller Art

Industrie / Hausbrand 
Schiffahrt

Telegram m e: Stillertkohle Fernsprecher 21332

fiultur auch in Meinen Dingen -

in ben unentbehrlichen Alltäglichkeiten, bie man 

meift 3U wenig beachtet Itlenfchen mit fiultur 

werben nicht irgenb ein Briefpapier, fonbern 

ftets f  elbmiihlc öpecial-Banh-poft nerioenben. 

Prahtifche Packungen felbmühle 5pecial-Bank- 

Poft 3U 250 unb 500 Blatt im Papierlaben.

Ilur echt mit bem lüafferjeichen

MMtNK-NST

Gute

D R U C K S A C H E N
sind der beste Kundenwerber

Drucksachen für Handel und Industrie * W erke * Zeitschriften

B U C H D R U C K E R E I  /  S T E  I N D R U C K E R E  I /  B U C H B I N D E R E I

® II 
11IIC H E R  «, S C H M I D T ::  S T E T T

GROSSE WOLLWEBERSTR. 13 FERNSPRECHER NR. 21666
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D E N  V E R S I C H E R U N f i S B E D A R F
D E S  K A U F M A N N S

— Feuerversicherung von Gebäuden, Warenlagern, Fahrzeugen 
Inventar aller Art
Kraftfahrzeug-, Transport- (See-Fluß-Land) Unfall-, Haftpflicht-, 
Krankenversicherung
Lebens-, Teilhaber-, Erbschafts-, Söhne-Töchterversorgungs- 
Versicherungen —

Decken zu niedrigen Beiträgen und 
günstigen Bedingungen die öffentlich-rechtlichen 
Versicherungsanstalten Pommerns

POMMERSCHE EEUERSOZIETftT 
PROVINZIAL* 
LEBENSVERSICIERDNGSANSTALf
STETTIN, POLITZER STR. 1 ■ RUF 24441

Sladlgesdtlilsslelle Slctfln ■ Ruf 28T88 
FalKenwaldcr strafe 1

Fischer & Schmidt, Stettin.


